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1. VERFAHREN 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ ist es 

vorgesehen, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnbauentwicklung zu 

schaffen. Die Einleitung des Verfahrens wurde bereits am 21.04.2022 vom Gemeinderat 

mit der Absicht beschlossen, den Bebauungsplan im Verfahren gem. § 13b BauGB, im 

Rahmen der Einbeziehung von Außenbereichsflächen im beschleunigten Verfahren, 

ohne die Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen. 

Der Rat der Gemeinde Westerwalsede hat in seiner Sitzung am 22.06.2023 den Bebau-

ungsplan Nr. 9 "Vor dem Hansmoor" als Satzung beschlossen. Mit der Bekanntma-

chung im elektronischen Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wümme) am 

31.07.2023 ist der Bebauungsplan in Kraft getreten. 

 

Vor der Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB hat das Bundesverwaltungsgericht 

angenommen, dass § 13b BauGB mit Art. 3 Abs. 1 und 5 der Richtlinie 2001/42/EG 

über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (SUP-

Richtlinie) unvereinbar ist (Urteil vom 18.07.2023 -BVerwG 4 CN 3.22).  

 

Nach § 13b BauGB gilt grundsätzlich § 13a BauGB bis zum Ablauf des 31. Dezember 

2022 entsprechend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a 

Abs. 1 Satz 2 BauGB von weniger als 10 000 Quadratmetern, durch die die Zulässigkeit 

von Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebau-

te Ortsteile anschließen. Durch den Verweis auf § 13a BauGB kann das nach dieser 

Vorschrift auf Flächen im Siedlungsbereich beschränkte beschleunigte Verfahren für 

die Überplanung von bestimmten Außenbereichsflächen nutzbar gemacht werden. Da-

mit ist u. a. eine Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) nicht erforderlich, womit auch die 

Pflicht zur Erstellung eines Umweltberichts entfällt. Diese Regelung wird den Anforde-

rungen der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro-

gramme (ABl. L 197 S. 30) - SUP-Richtlinie - nicht gerecht, sodass der § 13b BauGB 

folglich nicht mehr angewendet werden darf.  

 

Mit der Einführung eines neuen § 215a BauGB soll laut Deutschem Bundestag durch 

eine Art "Reparaturvorschrift“ Rechtsklarheit geschaffen werden. 

 

Demnach können gem. § 215a Abs. 1 BauGB Bebauungsplanverfahren nach § 13b in 

der bis zum Ablauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023 gel-

tenden Fassung, die vor Ablauf des 31. Dezember 2022 förmlich eingeleitet wurden, 

nach Maßgabe des Absatzes 3 im beschleunigten Verfahren in entsprechender Anwen-

dung des § 13a abgeschlossen werden, wenn der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 

bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 gefasst wird. 

 

Der § 215a BauGB regelt, dass die Gemeinden eine sogenannte umweltrechtliche Vor-

prüfung (UVPG) durchführen müssen. Demnach kann gem. § 215a Abs. 3 BauGB der  

§ 13a Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 Satz 1 sowie § 13a Absatz 

2 Nummer 4 nur dann entsprechend angewendet werden, wenn die Gemeinde auf Grund 

https://www.buzer.de/13a_BauGB.htm
https://www.buzer.de/13_BauGB.htm
https://www.buzer.de/13a_BauGB.htm
https://www.buzer.de/13a_BauGB.htm
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einer Vorprüfung des Einzelfalls entsprechend § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 zu der 

Einschätzung gelangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Um-

weltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichti-

gen wären oder die als Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der Leistungs- 

und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1a Absatz 3 auszugleichen 

wären. Falls diese Vorprüfung Anhaltspunkte für erhebliche Umweltauswirkungen 

ergibt, und nur dann, muss eine vollständige Umweltprüfung durchgeführt werden. Die 

sonstigen Erleichterungen des vereinfachten Verfahrens, wie der Verzicht auf die früh-

zeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und das Absehen des Gebots der Entwicklung des 

Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan, bleiben bestehen. Damit ersetzt der  

§ 215a BauGB den § 13b BauGB, der klarstellend aufgehoben wird. (vgl. Bundesminis-

terium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen) 

 

Die Gesetzesänderung ist zum 1. Januar 2024 in Kraft getreten. 

 

Die Gemeinde Westerwalsede möchte von diesem ergänzenden Verfahren Gebrauch 

machen, um den Bebauungsplan Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ gem. § 214 Abs. 4 BauGB 

rückwirkend in Kraft zu setzen.  

 

Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 215a 

BauGB ist der Begründung als Anlage 1 beigefügt.  

 

 

2. LAGE UND NUTZUNG DES GELTUNGSBEREICHES 

2.1 Allgemeine Lage und Grenzen des Plangebietes 

Das Plangebiet „Vor dem Hansmoor“ ist zentral im Ortskern Westerwalsedes gelegen. 

Es wird im Osten durch die Straße „Pumberg“, im Süden durch die Kreisstraße 220 

(„Bahnhofsstraße“) und im Westen durch den „Birkenweg“ begrenzt. Im Norden grenzt 

das Gebiet an eine Waldfläche. Das Plangebiet erstreckt sich über das Flurstück 5/31, 

Flur 3 der Gemeinde Westerwalsede.  

 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich aus der Planzeichnung. Die 

Größe des Plangebietes beträgt ca. 2,4 ha. 

 

https://www.buzer.de/13a_BauGB.htm
https://www.buzer.de/2_BauGB.htm
https://www.buzer.de/1a_BauGB.htm
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Abb. 1: Lage des Plangebiets (ohne Maßstab) – Quelle: LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der Nie-

dersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung; © 2022 (ohne Maßstab) 

 
 

2.2 Nutzung des Plangebietes, umliegende Nutzung 

Die Flächen innerhalb des Plangebietes sind unbebaut und werden landwirtschaftlich als 

Ackerland genutzt. Im Osten des Plangebietes ist bereits das Bebauungsplangebiet „Im 

Dorfe“ (B-Plan Nr. 5) und im Süden das Bebauungsplangebiet „Zum Sporthaus“ (B-

Plan Nr. 6) vorhanden. In beiden Bebauungsplänen ist die Art der baulichen Nutzung 

mit einem „WA“ als ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Nördlich an das Plange-

biet grenzt ein Wald. Westlich des Birkenweges schließen 2 Wohnnutzungen und nörd-

lich im Waldgebiet eine weitere Wohnnutzung an. Dahinterliegend an der Bahnhofstra-

ße liegt ein Gewerbebetrieb (Fuhrunternehmen und Holzhandel) mit zugehörigem 

Wohnhaus. Südlich des Plangebietes verläuft die Kreisstraße 220, die der Ort von Wes-

ten nach Osten durchquert.  
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3. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 

3.1 Landes- und Regionalplanung 

Landes-Raumordnungsprogramm 

Die Gemeinde Westerwalsede ist dem ländlichen Raum zuzuordnen. Gemäß den 

Grundsätzen des Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) 2017 sollen 

die ländlichen Regionen als Räume mit eigenem Profil erhalten und so weiterentwickelt 

werden, dass sie zur Innovationsfähigkeit und internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 

niedersächsischen Wirtschaft dauerhaft einen wesentlichen Beitrag leisten können. Dar-

über hinaus sind vorrangig solche Maßnahmen durchzuführen, die den Kommunen eine 

eigenständige Entwicklung ermöglichen und die besonderen Standortvorteile für das 

Wohnen und die Wirtschaft nutzen. Insbesondere sollen kleinen und mittleren Unter-

nehmen ein geeignetes Umfeld geboten, die Produktions- und Arbeitsbedingungen in 

der Land- und Forstwirtschaft verbessert und deren Wettbewerbsfähigkeit gestärkt, die 

Auswirkungen des demografischen Wandels für die Dörfer abgeschwächt, die soziale 

und kulturelle Infrastruktur gesichert und weiterentwickelt sowie die Umwelt und die 

Landschaft erhalten und verbessert werden. Raumstrukturelle Maßnahmen sollen dazu 

beitragen, geschlechtsspezifische Nachteile abzubauen.  

 

Bezüglich der Entwicklung der Siedlungsstruktur gelten im LROP 2017 folgende 

Grundsätze: Die Festlegung von Gebieten für Wohn- und Arbeitsstätten soll flächenspa-

rend an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter Berücksichtigung des demogra-

fischen Wandels sowie der Infrastrukturfolgekosten ausgerichtet werden und vorrangig 

auf die Zentralen Orte und vorhandenen Siedlungsgebiete mit ausreichender Infrastruk-

tur konzentriert werden, wobei Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung Vor-

rang vor Planungen und Maßnahmen der Außenentwicklung haben sollen.  

 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ wird eine der-

zeitig ca. 23.900 m² große landwirtschaftlich genutzte Fläche im Ortskern Westerwalse-

des für eine Erweiterung der Wohnbebauung, hier allgemeines Wohngebiet, zur Verfü-

gung gestellt. Um eine ausgewogene Siedlungs- und Versorgungsstruktur auch zukünf-

tig sichern und entwickeln zu können, werden Flächen in Anspruch genommen, die an 

den im Zusammenhang bebauten Ortsteil anschließen. Die Fläche nördlich der Kreis-

straße bietet sich für eine Wohnbauentwicklung an, da sie an die bereits vorhandene 

dörflich geprägte Wohnbebauung anschließt. Darüber hinaus grenzt das Plangebiet öst-

lich an eine bereits ausgebaute Erschließungsstraße an, sodass die Infrastrukturfolgekos-

ten geringgehalten werden können. Eine Inanspruchnahme von unberührten, weit in den 

Außenbereich hineinragenden Freiflächen im Außenbereich kann damit vermieden wer-

den. Einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung sowie einem sparsamen Flächenver-

brauch wird somit nachgekommen. 

 

Im zeichnerischen Teil des Landes-Raumordnungsprogramms sind für das Plangebiet 

keine besonderen Funktionen festgelegt. 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ ist mit den Grunds-

ätzen und Zielen des Landes-Raumordnungsprogramms 2017 vereinbar. 

 

Regionales Raumordnungsprogramm 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Rotenburg (Wümme) 

wurde neu aufgestellt und ist mit der Bekanntmachung am 28.05.2020 in Kraft getreten. 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Rotenburg (Wümme) 2020 ist 

der Gemeinde Westerwalsede keine zentralörtliche Funktion zugeordnet. Siedlungs-

maßnahmen dieser Gemeinden vollziehen sich in der Regel im Rahmen der örtlichen 

Eigenentwicklung. Es ist ein angemessenes Verhältnis zwischen Neuausweisungen und 

bestehenden Siedlungsbereichen anzustreben. Bei der örtlichen Entwicklung ist die In-

nenentwicklung und der Einbezug des Außenbereichs, insbesondere durch Nachver-

dichtung und Lückenbebauung gegenüber der Inanspruchnahme von bislang unberühr-

ten Flächen, Vorrang zu geben. Flächensparende Bauweisen sind anzustreben, um der 

Zersiedlung der Landschaft entgegenzuwirken. 

 

Mit der Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes werden Flächen im Außenbereich 

beansprucht, die ursprünglich einer landwirtschaftlichen Nutzung unterlagen. Eine Zer-

siedelung der Landschaft wird durch die Inanspruchnahme von Flächen im räumlichen 

Zusammenhang mit der bebauten Ortslage vermieden. Die Fläche nördlich der Kreis-

straße bietet sich aus städtebaulicher Sicht für eine Wohnbauentwicklung an, da sie an 

die bereits vorhandene Wohnbebauung anschließt und dabei einen städtebaulichen Lü-

ckenschluss bildet. Eine Inanspruchnahme von unberührten Freiflächen, die zu einer 

möglichen Zersiedelung des offenen Landschaftsbereiches und einer Zerschneidung der 

landwirtschaftlichen Nutzflächen führen könnten, kann mit dieser Planung vermieden 

werden. Durch die Nachverdichtung der im Zusammenhang bebauten Ortslage und der 

damit einhergehenden Ausweisung von ca. 16 Baugrundstücken, soll der Bedarf an 

Wohnbauland für die nächsten ca. 10 - 20 Jahre im Rahmen der Eigenentwicklung in 

Westerwalsede gedeckt werden. In der Gemeinde Westerwalsede erfolgt seit Jahrzehn-

ten eine geordnete bedarfsgerechte Ausweisung von Wohnbauland. Anfang der Zwei-

tausender wurde das Wohngebiet „Zum Sporthaus“ mit 14 Grundstücken ausgewiesen, 

welches dann bis zum Jahre 2020 bebaut wurde. Ab 2018 wurde mit einem Bebauungs-

plan der Innenentwicklung eine weitere innerörtliche Fläche mit 10 Grundstücken aus-

gewiesen, die mittlerweile aufgrund der letztjährigen großen Nachfrage bereits veräu-

ßert und bebaut sind. Nun hatte die Gemeinde erneut die Möglichkeit eine innerörtliche 

Fläche zu erwerben und auch hier für die kommenden beiden Jahrzehnte Baugrundstü-

cke vorzuhalten. Es ist davon auszugehen, dass das Gebiet im Jahr 2023 Rechtskraft 

erlangen und der Bau der Erschließung ebenfalls frühestens im Jahre 2023 erfolgen 

kann, sodass frühestens im Jahr 2024 eine Bebauung der Grundstücke möglich ist. Die 

Gemeinde schafft nun mit 16 Baugrundstücken zeitlich gesehen ein etwas größeres 

Baugebiet als mit der Eigenentwicklung vorgesehen. Es ist jedoch begründbar, da man 

auch in der Vergangenheit bei dem Baugebiet am Sportplatz gesehen hat, dass sich die 

Bebauung über knapp 20 Jahre ziehen kann. Daher nimmt die Gemeinde Westerwalsede 

hier eine zentral im Ort gelegene Fläche in Anspruch, die bereits eine gute Anbindung 

besitzt, der Erschließungsaufwand als gering einzustufen ist, die Erschließungskosten 

durch den Erlös der verkauften Grundstücke „Am Pumberg“ zur Finanzierung beitra-
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gen, durch den Erhalt der Einwohnerzahl oder ggf. geringfügigen Zuwachs und der Ein-

nahme der Grundsteuern die Infrastruktur aufrechterhalten werden kann und öffentliche 

Einrichtungen und Vereine ebenfalls erhalten werden können. Ein weiterer Ausbau öf-

fentlicher Einrichtungen wie Schule, Kita etc. gehen mit der Ausweisung dieses Bauge-

bietes nicht einher, sodass eine zusätzliche Belastung des Haushaltes mit dem Baugebiet 

nicht einhergeht. Die Gemeinde kann dem Ziel eines angemessenen Verhältnisses zwi-

schen Neuausweisung und bestehenden Siedlungsbereichen nachkommen und die Ei-

genentwicklung nachhaltig stärken, sodass eine Ausweisung eines Baugebietes in Ab-

wägung der unterschiedlichen Belange für die Gemeinde Westerwalsede als zielführend 

anzusehen ist. Alternative Flächen zu dieser zentral gelegen Fläche bestehen nicht. 

 

Das RROP 2020 enthält den Grundsatz, dass auf die Erhaltung, Pflege und Entwicklung 

des Waldes und Vergrößerung des Waldflächenanteiles hinzuwirken ist. Waldumwand-

lungen sind so weit wie möglich zu vermeiden. Bebauungen sollen in der Regel einen 

Abstand von mindestens 50 m Breite zum Waldrand haben. In begründeten Einzelfällen 

ist eine Unterschreitung möglich. Nördlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich 

eine Waldfläche. Zwischen diesem angrenzenden Wald und der überbaubaren Fläche im 

Plangebiet wird ein Abstand von 35 m berücksichtigt. Grundsätzlich gibt es in Nieder-

sachsen keine gesetzliche Abstandsregelung zum Wald. Der im RROP aufgeführte Ab-

stand von 50 m dient lediglich als Empfehlung. Der Gemeinde Westerwalsede ist es 

daran gelegen, die zur Verfügung stehenden Flächen so effektiv wie möglich zu nutzen, 

um im Sinne der Ziele des Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) und des Regiona-

len Raumordnungsprogramms (RROP) bei der Siedlungsentwicklung einer Zersiedlung 

der Landschaft durch die Konzentration der Siedlungsflächen und die weitere Inan-

spruchnahme von Freiräumen für die Siedlungsentwicklung zu minimieren. Bei Einhal-

tung eines Abstandes von 50 m wäre eine bauliche Nutzung des Gebietes deutlich ein-

geschränkt, bzw. wirtschaftlich nicht realisierbar und daher ausgeschlossen. Darüber 

hinaus werden die Baumlängen in der Region kaum höher als 30-35 m, sodass der Ab-

stand zum Schutz des Waldes, der Bevölkerung sowie der zukünftigen Wohnbebauung 

durch Windwürfe und Brände auf 35 m reduziert werden soll. Diesem Abstand wird mit 

der Berücksichtigung einer 24 m breiten Maßnahmenfläche sowie einer weiteren 11 m 

breiten Abstandsfläche zwischen der überbaubaren Fläche des Wohngebietes und dem 

Wald nachgekommen. Eine Beschattung des Waldrandes kann durch die Berücksichti-

gung der Abstandsflächen ausgeschlossen werden und ein Nutzungskonflikt ist nicht zu 

erwarten.  

 

Im zeichnerischen Teil des Regionalen Raumordnungsprogramms sind für das Plange-

biet keine Darstellungen getroffen worden. Der nördlich an das Plangebiet angrenzende 

Wald ist als Vorbehaltsgebiet für Wald und die südlich verlaufende Kreisstraße als 

Hauptverkehrsstraße dargestellt. Die Entwicklung findet außerhalb dieser Bereiche statt, 

eine Erschließung des Plangebietes über die Kreisstraße ist nicht vorgesehen. Auswir-

kungen ergeben sich somit nicht.  

1 

Somit ist die im Bebauungsplan vorgesehene Nutzung durch ein allgemeines Wohnge-

biet auch mit den Zielen des Regionalen Raumordnungsprogramms 2020 vereinbar. 
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3.2 Flächennutzungsplanung 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtge-

meinde Bothel trifft im Geltungsbereich keine Dar-

stellung, bzw. ist die Flächen für die Landwirtschaft 

nutzbar.  

 

Da die vorliegende Aufstellung des Bebauungspla-

nes im Verfahren gemäß § 215a BauGB zur Beendi-

gung von Bebauungsplanverfahren und ergänzendes 

Verfahren für Bebauungspläne nach § 13b in der bis 

zum Ablauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf 

des 31. Dezember 2023 geltenden Fassung durchge-

führt wird, ist kein Verfahren zur Änderung des Flä-

chennutzungsplanes notwendig. Der Flächennut-

zungsplan wird im Zuge der Aufstellung des Bebau-

ungsplanes berichtigt. Für das Plangebiet wird dabei 

entsprechend der geplanten Nutzung eine Wohnbau-

fläche dargestellt.  

 

Damit werden die Festsetzungen des Bebauungspla-

nes den Darstellungen des (berichtigten) Flächennut-

zungsplanes entsprechen. 

 
Abb. 2 Ausschnitt aus dem wirksamen 
Flächennutzungsplan der Samtgemeinde 
Bothel 

 

 

3.3 Nachrichtliche Übernahmen 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des Wasserschutzgebietes des Was-

serwerks Süd des Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-Land (Schutzzone III B). 

Das Wasserschutzgebiet ist nachrichtlich übernommen worden und in der Planzeich-

nung gekennzeichnet. Die sich daraus ergebenden Einschränkungen und Genehmi-

gungsvorbehalte sind gemäß § 4 der Verordnung des Landkreises Rotenburg (Wümme) 

über die Festsetzung des Wasserschutzgebietes Wasserwerk Süd vom 21.12.2011 zu 

entnehmen. 

Das Errichten und Erweitern von baulichen Anlagen ist gemäß § 4 Nr. 21 der Wasser-

schutzgebietsverordnung eingeschränkt zulässig. Vor Einreichung eines Bauantrages 

oder einer Anzeige ist bei der unteren Wasserbehörde ein Antrag auf Befreiung zur 

Durchführung der beschränkt zulässigen Handlung gemäß § 52 Abs. 1 S. 2 WHG zu 

stellen. Eine Baugenehmigung kann erst dann erteilt werden, wenn die Befreiung vor-

liegt. 
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3.4 Denkmalschutz 

3.4.1 Archäologische Denkmalpflege 

Aufgrund älterer Fundmeldungen werden im Gebiet des Bebauungsplans archäologi-

sche Funde vermutet (Bodendenkmale gemäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denk-

malschutzgesetzes). Nach § 13 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes bedarf 

die Durchführung von Erdarbeiten einer Genehmigung der unteren Denkmalschutzbe-

hörde, die bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen zusammen mit der Baugeneh-

migung zu erteilen ist, bei genehmigungsfreien Vorhaben separat beantragt werden 

muss. Mit Auflagen zur Sicherung oder vorherigen Ausgrabung muss gerechnet wer-

den. Um unnötige Verzögerungen während der Erschließungs- bzw. Baumaßnahmen zu 

verhindern, wird empfohlen, im Vorfeld mit einem Bagger verschiedene Suchschnitte 

über das Plangebiet zu legen, um zu überprüfen, in welchem Maße archäologische Bo-

dendenkmale betroffen sind. Diese dürfen nur im Einvernehmen mit der unteren Denk-

malschutzbehörde und durch von ihr benanntes Fachpersonal durchgeführt werden. 

 

 

3.4.2 Baudenkmale 

Im Geltungs- und Wirkungsbereich des Bebauungsplanes existieren im Landkreis Ro-

tenburg (Wümme) derzeit keine nach § 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzgeset-

zes (NDSchG) in das Verzeichnis der Kulturdenkmale des Landes Niedersachsen einge-

tragene Baudenkmale, die gemäß § 3 Abs. 2 und 3 NDSchG unter Schutz gestellt sind. 

Dies bedeutet aber nicht, dass damit grundsätzlich keine baulichen Anlagen mit Denk-

maleigenschaften vorhanden seien könnten (§ 5 Abs. 1 NDSchG). Die Anwendbarkeit 

der Schutzvorschriften des NDSchG ist nicht von der Eintragung eines Kulturdenkmals 

in das Verzeichnis der Kulturdenkmale abhängig. 

 

Das nächstgelegene Baudenkmal gemäß § 3 Abs. 2 NDSchG – ein Schafstall in der 

Dorfstraße 15, Westerwalsede - befindet sich rund 500 m vom Plangebiet entfernt. Auf-

grund der räumlichen Distanz, der sichtverstellenden Elementen und der topografischen 

Situation stehen, nach Auskunft der unteren Denkmalschutzbehörde, Belange des 

Denkmalschutzes den Vorgaben des Bebauungsplanes nicht entgegen. 

 

 

4. ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER 

PLANUNG 

4.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Wie bereits in den planungsrechtlichen Voraussetzungen erwähnt, ist für die Ortschaft 

Westerwalsede im RROP keine zentralörtliche Funktion festgelegt worden. Die Sied-

lungsentwicklung ist somit im Rahmen der Eigenentwicklung durchzuführen, wobei die 

Neuausweisung von Baugrundstücken in einem angemessenen Verhältnis zu dem be-

stehenden Siedlungsbereich zu erfolgen hat. 
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Die Gemeinde Westerwalsede treibt die Wohnbauentwicklung in ihren Ortschaften 

zwar in mehreren Bereichen voran, doch es wird deutlich, dass die Nachfrage nach 

Wohnbaugrundstücken durch die derzeitige Bereitstellung von Wohnbauland nicht ge-

deckt werden kann. Insbesondere in den dörflich geprägten Ortschaften, wozu auch 

Westerwalsede zählt, erweist sich eine Wohnbauentwicklung aufgrund einer häufig 

mangelnden Verkaufsbereitschaft der Flächeneigentümer oder aufgrund von Immissi-

onskonflikten zwischen landwirtschaftlichen Hofstellen und der Wohnnutzung als 

schwierig. Insbesondere seitens der jungen Bevölkerung werden vermehrt Anfragen 

hinsichtlich der Verfügbarkeit von Grundstücken bei der Gemeinde gestellt, welche 

zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund mangelnder Verfügbarkeit abgewiesen werden müs-

sen. Mit dem im Jahr 2017 rechtsverbindlich gewordenen Bebauungsplan „Am Pum-

berg“ im Ortsteil Westerwalsede konnte der Bedarf an Wohnbaugrundstücken bereits 

nicht gedeckt werden. Baulücken werden, wenn dieses zur Verfügung stehen, zwar ver-

einzelt nachverdichtet, doch der Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken kann auch 

dadurch nicht ausreichend nachgekommen werden.  

 

Die Gemeinde möchte auf jeden Fall vermeiden, dass insbesondere die zahlreichen jun-

gen Bauwilligen, die in der Ortschaft bzw. der näheren Umgebung aufgewachsen sind, 

Wohnbauflächen im weiteren Umkreis des Gemeindegebietes in Anspruch nehmen 

müssen, weil nicht ausreichend Baugrundstücke in Westerwalsede und den umliegen-

den Ortschaften angeboten werden können. Aus diesem Grund möchte die Gemeinde 

Westerwalsede die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von 

Wohnbaugrundstücken, auf einer derzeit noch landwirtschaftlich genutzten Fläche ent-

lang der Kreisstraße im Rahmen der Eigenentwicklung schaffen. Ziel der Gemeinde 

Westerwalsede ist es langfristig Wohnbaugrundstücke zur Verfügung zu stellen, um der 

Nachfrage in den nächsten Jahren nachkommen zu können. Mit der Entwicklung des 

Wohnbaugebietes und der Ausweisung von ca. 16 Baugrundstücken kann diesem Ziel 

nachgekommen werden (siehe Abb. 3 Städtebauliches Konzept). Neben der Auswei-

sung von Grundstücken für die Realisierung des typischen Einfamilienhauses ist es auch 

vorgesehen, größere Grundstücke zu entwickeln, um Gebäude mit mehreren Wohnein-

heiten realisieren zu können. Mit diesem Angebot soll es unter anderem der in Wester-

walsede bereits wohnenden älteren Bevölkerung ermöglicht werden, sich in ihrer 

Wohnfläche zu verkleinern. Damit sich die Gebäude mit mehreren Wohneinheiten in 

das Ortsbild einfügen, werden entsprechende Festsetzungen getroffen. Im nördlichen 

Bereich des Gebietes wird eine Maßnahmenfläche, die u.a. als Abstandsfläche zum 

nördlich gelegenen Wald dient, vorgesehen. Im Rahmen der ersten Offenlage war es 

seitens der Gemeinde vorgesehen, in diesem Bereich eine Versorgungsfläche für erneu-

erbare Energien zu berücksichtigen. Da die ursprüngliche Idee der Versorgungsfläche 

sich als nicht umsetzbar erwiesen hat, möchte die Gemeinde diese Fläche einer Maß-

nahmenfläche für Kompensationsmaßnahmen zuführen, auch wenn diese im Rahmen 

dieses Verfahrens gem. § 215a BauGB nicht erforderlich ist (siehe hierzu auch Punkt 

4.4. der Begründung). Durch die Nichtigkeit des § 13b BauGB möchte die Gemeinde 

den Ausgleichsbedarf im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in diesem 

Fall auf ihrer Fläche innerhalb des Plangebietes erbringen, auch wenn dieses nicht 

zwingend gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB erforderlich ist. Weiterhin führt die Auf-

wertung der jetzigen Ackerfläche in ihrer Größe zu einer Überkompensation, sodass 
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sich die Gemeinde für zukünftige Planungen hier eine Poolfläche für zukünftige Ein-

griffe schaffen kann.  

 

 
Abb. 3 Städtebauliches Konzept 

 

Das Plangebiet im Ortszentrum ist städtebaulich sinnvoll gelegen, da neben dem Errei-

chen eines Lückenschlusses auch eine wohnortnahe Versorgung, die in kurzer Entfer-

nung liegt, gewährleistet werden kann. Als örtliche Infrastruktur Westerwalsedes sind 

das Gemeindebüro, ein Dorfgemeinschaftshaus, Feuerwehr und ein Sportplatz mit 

Sporthaus vorhanden. Die Grundschule, der Kindergarten und eine Kinderkrippe befin-

den sich in der benachbarten Gemeinde Kirchwalsede (ca. 1,5 km Entfernung). Hier 

bestehen ebenfalls ein die Grundversorgung abdeckendes Dienstleistungsangebot und 

Einkaufmöglichkeiten. Anderweitige Flächen stellen zu dieser prädestinierten Fläche 

keine Alternative dar.  

 

Die Lage des Plangebietes ist dem Außenbereich zuzuordnen. Die Gemeinde hat sich 

mit dem Aufstellungsbeschluss am 21.04.2022 dafür entschieden, die Aufstellung des 

Bebauungsplanes mit der Anwendung des § 13 b BauGB durchzuführen. Entsprechend 

des § 13b BauGB können Außenbereichsflächen zur Zulassung von Wohnnutzungen im 

beschleunigten Verfahren durchgeführt werden, die sich an im Zusammenhang bebaute 

Ortsteile anschließen. Aufgrund der bereits oben detailliert aufgeführten Unanwendbar-

keit des § 13b BauGB erfolgt nun mit der Einführung des § 215a BauGB, welcher als 

eine Art "Reparaturvorschrift“ Rechtsklarheit schaffen soll, die Heilung des Verfahrens.  
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Die Gemeinde verfolgt weiterhin das Ziel, einer kleinen, dem Ort angepassten Eigen-

entwicklung in einem bereits weitestgehend erschlossenen Bereich nachzukommen. Auf 

eine alternative Inanspruchnahme von Flächen im weiter entfernten und in die landwirt-

schaftlichen Flächen hereinragenden Außenbereich kann mit dieser Planung, auch zum 

Schutz der Umweltbelange, verzichtet werden. Die Gemeinde Westerwalsede sieht hier 

das Nachverdichtungspotenzial an diesem Standort. 

 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 sollen die planungsrechtlichen Vo-

raussetzungen für eine Wohnbauentwicklung geschaffen werden. Ziel ist es auch, eine 

einheitliche bauliche Nutzung im Plangebiet und der Umgebung zu erreichen. Dafür 

sollen Art und Maß der baulichen Nutzung sowie eine örtliche Bauvorschrift zur Dach- 

und Fassadengestaltung im Plangebiet, entsprechend den auf den umliegenden Bau-

grundstücken vorhandenen Nutzungen, festgesetzt werden.  

 

 

4.2 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

4.2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 

Als Art der baulichen Nutzung ist im Plangebiet ein allgemeines Wohngebiet (WA) 

gemäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Dabei werden die in § 4 

Abs. 3 BauNVO genannten, ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des 

Bebauungsplanes. Hierbei handelt es sich um Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe 

und Tankstellen. Die Nutzungen werden ausgeschlossen, weil sie zum Teil erheblichen 

Verkehr auf sich ziehen können und zudem einen relativ großen Flächenbedarf haben 

und dadurch der vorrangigen Wohnbauentwicklung in diesem Baugebiet entgegenste-

hen würden. Von Tankstellen können erhebliche Immissionen auf die angrenzenden 

Grundstücke einwirken, sodass sie der Schaffung attraktiver Wohnbaugrundstücke ent-

gegenstehen.  

 

Das Maß der baulichen Nutzung wird einerseits an die bauliche Nutzung in der Umge-

bung angepasst, soll aber im Sinne einer effektiven Nutzung der zur Verfügung stehen-

den Grundstücksflächen auch eine Verdichtung zulassen. Die Grundflächenzahl wird 

daher im allgemeinen Wohngebiet WA 1 mit 0,3 und im WA 2 mit 0,4 festgesetzt. In-

nerhalb des Gebietes WA 2 wird eine höhere Grundflächenzahl festgesetzt, um neben 

dem typischen Einfamilienhaus auch alternative Wohnformen im Plangebiet zuzulassen. 

Mit der zulässigen Überschreitung von bis zu 50 % können somit auch die erforderli-

chen Nebenanlagen, Garagen und Zufahrten, je nach Wohnform, innerhalb des Gebiets 

errichtet werden.  

 

In Anlehnung an die umliegende Bebauung ist die Errichtung von baulichen Anlagen 

mit einem Vollgeschoss zulässig. Im flächenmäßig untergeordneten Gebiet WA 2 wird 

hingegen zusätzlich die Traufhöhe auf 4,50 m begrenzt, um in Verbindung mit einer 

höheren Grundflächenzahl zu massive Bauten zu verhindern. Entsprechend der aufgelo-

ckerten Bebauung in den angrenzenden Bereichen ist eine offene Bauweise festgesetzt, 
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sodass zu den Grundstücksgrenzen Abstand eingehalten wird. Zusätzlich sind aus-

schließlich Einzel- und Doppelhäuser zulässig, um die Kleinteiligkeit innerhalb des Ge-

bietes zu gewährleisten.  

 

Darüber hinaus wird die Ortschaft Westerwalsede durch überwiegend Ein- und Zwei-

familienhäusern sowie bestehende und ehemalige landwirtschaftliche Hofstellen auf 

größeren Grundstücken geprägt. Eine zu massive Bebauung in diesem Bereich (auch bei 

einer festgesetzten offenen Bauweise mit einem Vollgeschoss) könnte daher die vor-

handene Struktur und das Orts- und Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen. Auf-

grund dieser städtebaulichen Situation wird im Plangebiet die höchstzulässige Zahl der 

Wohnungen zusätzlich im Gebiet WA 1 auf zwei Wohnungen je Einzelhaus und eine 

Wohnung pro Doppelhaushälfte und die Mindestgrundstücksgröße auf 600 m² je Ein-

zelhaus und 350 m² je Doppelhaushälfte begrenzt. Innerhalb des Gebietes WA 2 sind 

davon abweichend gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB höchstens 4 Wohnungen je Einzel-

haus und eine Wohnung je Doppelhaushälfte zulässig. Diese Festsetzung unterstützt die 

Zielsetzung, die Wohngebäude in dem allgemeinen Wohngebiet der umgebenden Nut-

zung entsprechend möglichst kleinteilig zu gestalten. 

 

 

4.2.2 Überbaubare Grundstücksflächen  

Die überbaubaren Grundstücksflächen im Plangebiet sind durch Baugrenzen so festge-

legt, dass den potenziellen Bauherren ausreichend Spielraum für die Verwirklichung der 

baulichen Anlagen bleibt und auf benachbarte Bebauung Rücksicht genommen wird.  

 

Zwischen dem nördlich gelegenen Wald und der überbaubaren Fläche innerhalb des 

allgemeinen Wohngebietes wird ein Abstand von 35 m zum Schutz der Anwohner und 

zum Schutz des Waldes eingehalten. Beeinträchtigungen können somit ausgeschlossen 

werden.  

 

Da sich die angrenzende Kreisstraße K 220 außerhalb der geschlossenen Ortsdurchfahrt 

befindet, ist hier auf den angrenzenden Grundstücken die Bauverbotszone gemäß § 24 

des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) zu berücksichtigen. Die überbaubare 

Grundstücksfläche entlang der Südseite des Plangebietes wird mit einem entsprechen-

den Abstand von mindestens 20,0 m festgesetzt. 

 

 

4.2.3 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen  

Bauliche Anlagen gem. § 12 BauNVO (Garagen und Carports) sowie Nebenanlagen 

gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sind entlang der öffentlichen Straßenverkehrsfläche nur in-

nerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Damit soll erreicht werden, dass der öffent-

liche Straßenraum durch Gebäude wie Fahrradschuppen, Garagen oder Carports optisch 

nicht zu stark eingeengt wird. Die optische Wirkung eines offen gestalteten Straßen-

raums im gesamten Wohngebiet wird somit nicht beeinträchtigt  
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4.2.4 Verkehrliche Erschließung 

Die Erschließung innerhalb des Plangebietes erfolgt über eine neu anzulegende öffentli-

che Erschließungsstraße mit Wendeanlage mit einer Anbindung an die östlich gelegene 

Straße „Pumberg“. Die Wendeanlage ist mit 23,5 m ausreichend groß dimensioniert, 

sodass auch Müllfahrzeuge die Straße innerhalb des Plangebietes befahren können.  

 

 

4.2.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Natur und Landschaft  

M 1 – Anpflanzung einer Strauch-Baumhecke 

Innerhalb der 10 m breiten Fläche ist eine 6-reihige Baum-Strauchhecke zu entwickeln 

und dauerhaft zu erhalten. 

 

Auswahl der zu verwendeten Arten: 

 

Botanischer Name Deutscher Name Qualität 

Bäume 

Betula pendula Sandbirke 2 j. v. S. 60/100 

Fagus sylvatica Rotbuche 3 j. v. S. 80/120 

Quercus robur Stieleiche 3 j. v. S. 80/120 

Sorbus aucuparia Vogelbeere 3 j. v. S. 80/120 

 

Sträucher 

Corylus avellana Haselnuss 3 j. v. S. 80/120 

Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn 3 j. v. S. 80/120 

Prunus spinosa Schlehe 1 j. v. S. 60/100 

Rhamnus frangula Faulbaum 3 j. v. S. 80/120 

Rosa canina Hundsrose 2 j. v. S. 60/  80 

Salix caprea Salweide 1 j. v. S. 60/  80 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 3 j. v. S. 60/100 
* 2 j. v. S. 60/100 = 2-jährig, von Sämlingsunterlage, Stammhöhe 60 - 100 cm 

 

Pflanzverband: Reihen- und Pflanzabstand 1,50 m x 1,75 m auf Lücke. Der Abstand der 

Bäume untereinander beträgt maximal 8 m. Alle Straucharten sind zu gleichen Anteilen 

in Gruppen von 3 - 7 Exemplaren zu pflanzen.  

 

Einzäunung: Die Anpflanzung ist allseitig zum Schutz vor Verbiss 5 - 8 Jahren mit ei-

nem Wildschutzzaun zu versehen. Der Wildschutzzaun ist anschließend zu entfernen. 

Zum Allgemeinen Wohngebiet ist zur Abgrenzung eine dauerhafte Einfriedung in Form 

eines Zaunes herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 

 

Umsetzung: Die Anpflanzung erfolgt durch die Gemeinde in der ersten Pflanzperiode 

(November bis April) spätestens zwei Jahre nach Rechtsverbindlichkeit des Bebauungs-

planes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Aus-
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fälle von mehr als 10 % sind unverzüglich in der folgenden Pflanzperiode gleichartig zu 

ersetzen. 

 

M 2 – Entwicklung eines Extensivgrünlandes 

Innerhalb der 24 m breiten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Natur und Landschaft ist ein Extensivgrünland zu entwickeln und dauer-

haft zu erhalten. Ziel ist es, auf der Fläche den Boden auszuhagern und durch Bewirt-

schaftungsauflagen eine naturnahe, an Kräutern und Hochstauden, Süß- und Sauergrä-

sern reiche Grünlandvegetation zu entwickeln.  

Optional können auf dem extensiven Grünland Obstbäume aus alten, regiona-

len/lokaltypischen Sorten angepflanzt und dauerhaft erhalten werden. Die Sortenaus-

wahl und Pflanzung sollte den Regelungen der Arbeitshilfe zur Anwendung der Ein-

griffsregelung im Landkreis Rotenburg (Wümme) entsprechen. 

Innerhalb der Maßnahmenfläche ist zur Grenze des Allgemeinen Wohngebietes eine 

dauerhafte Einfriedung in Form eines Zaunes herzustellen und dauerhaft zu erhalten. 

Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt durch die Gemeinde in der folgenden Bewirt-

schaftungsperiode nach Beginn von Baumaßnahmen im Plangebiet. 

Zur Erstinstandsetzung der Fläche hat eine Einsaat mit zertifizierten Regio-Saatgut 

(Wildsaatgutmischung) fachgerecht zu erfolgen. 

 

Bewirtschaftungsbedingungen: 

1. Das Grünland darf erst ab dem 15. Juni eines jeden Jahres gemäht und als zwei-

schürige Mähwiese bewirtschaftet werden. Mulchen ist nicht gestattet.  

2. Zum Schutze der Tierwelt darf beim ersten Schnitt nur von einer Seite aus oder von 

innen nach außen gemäht werden. 

3. Das Mähgut ist im Laufe des Bewirtschaftungsjahres vollständig abzufahren und 

muss für den Fall einer Nichtverwertung ordnungsgemäß entsorgt werden. 

4. Walzen, Schleppen oder sonstige Maßnahmen zur Grünlandpflege sind nur bis zum 

20.03. und nach dem 15.06. eines jeden Jahres gestattet. 

5. Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat, Schlitzeinsaat u.ä. sind nicht gestattet. 

Zulässig bleibt die Nachsaat als Übersaat ab dem 15. Juni. 

6. Ein Ausmähen der Nutzflächen zur Grünlandpflege ist nach dem 01.09. eines jeden 

Jahres gestattet. Kleinere Mengen des dabei anfallenden Mähgutes können liegen 

bleiben. Größere Mengen sind abzufahren und ordnungsgemäß zu entsorgen. Die 

Nutzfläche sollte kurzrasig in den Winter gehen. 

7. Die Oberflächengestalt des Bodens (Bodenrelief) darf nicht verändert werden. Kup-

pen und Senken (auch zeitweilig wasserführend) sind im derzeitigen Zustand zu be-

lassen.  

8. Zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen dürfen nicht durchgeführt werden. Die ord-

nungsgemäße Unterhaltung bestehender Grüppen und Gräben per Hand bleibt zu-

lässig in der Zeit vom 01.09. bis 01.03 eines jeden Jahres. 

9. Eine Beregnung der Nutzflächen ist unzulässig.  

10. Eine Entzugs-Düngung mit mineralischen Düngestoffen mit 50 kg N/ 20 kg P/ 40 

kg K pro Hektar und Jahr oder mit Festmist ist bis zum 20.03. und nach dem 15.06. 

gestattet.  
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11. Silage- und Futtermieten dürfen nicht angelegt werden. Kein Lagern von Rundbal-

len u.ä. 

12. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zugelassen. Bei extremem Befall 

kann nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde eine Tipu-

la-Bekämpfung durchgeführt werden. 

13. Eine Änderung der Nutzungstermine und/oder Bewirtschaftungsauflagen ist nur in 

begründeten Fällen und nur ausnahmsweise möglich, wenn die Unbedenklichkeit 

durch vorherige Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde festgestellt wur-

de. 

 

 

4.2.6 Anpflanzung von Einzelbäumen auf den Privatgrundstücken  

Die Baugrundstücke in den Allgemeinen Wohngebieten sind durch Bäume zu gliedern. 

Pro Baugrundstück sind ein standortgerechter, gebietstypischer Laubbaum oder alterna-

tiv zwei Hochstamm-Obstbäume, aus anzutreffenden Lokalsorten anzupflanzen und 

dauerhaft zu erhalten. 

Die zu verwendende Pflanzqualität ist bei den Laubbäumen Hochstamm, 3 x verpflanzt 

mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm. Die Obstbäume sind in der Pflanzquali-

tät Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 10 - 12 cm zu verwenden. Die 

Bäume sind von den Grundstückseigentümern in der ersten Pflanzperiode (November 

bis April) nach Einzug zu pflanzen. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und 

bei Abgang durch eine Neuanpflanzung zu ersetzen. 

 

 

4.2.7 Ausschluss fossiler Brennstoffe 

Mit der Klimaschutznovelle 2011 wurde in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sowie in § 1a Abs. 

5 BauGB ausdrücklich geregelt, dass die Bauleitplanung einen Beitrag zum Klima-

schutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels leisten soll. Gleichzeitig ist 

in der Rechtsprechung anerkannt, dass die Bauleitplanung auch einen Beitrag zum vor-

sorgenden Umweltschutz leisten darf, sofern sie hinreichend konkrete schädliche Um-

welteinwirkungen betrifft. Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind in einem Bebauungsplan Festsetzungen 

nach § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB möglich.  

 

Diesem soll im Rahmen der Aufstellung dieses Bebauungsplanes nachgekommen wer-

den, sodass im Plangebiet zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen fossile 

Brennstoffe für die Wärme- und Warmwasserversorgung bewusst ausgeschlossen wer-

den. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll ein klimafreundliches und zukunfts-

fähiges Wohngebiet geschaffen werden. Im Rahmen einer ersten Abwägung hat sich 

herausgestellt, dass die anfallenden Mehraufwendungen im Vergleich zu einer anderen 

Wärmeversorgung, im Vergleich zu den ohnehin zu erwartenden Bau- und Erschlie-

ßungskosten für das jeweilige Baugrundstück zumutbar sind. Mit dieser Festsetzung 

kann somit ein Beitrag für den Klimaschutz auf kommunaler Ebene geleistet werden. 

Um die zukünftigen Grundstückseigentümer in der Flexibilität bei der zukünftigen Nut-
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zung des Plangebiets nicht unnötig einzuschränken, wird darauf verzichtet, neben dem 

Ausschluss von fossilen Brennstoffen nach § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB weitere Festset-

zungen zu bestimmten baulichen und technischen Maßnahmen für erneuerbare Energien 

und Kraft-Wärme-Kopplung festzusetzen.  

 

 

4.3 Örtliche Bauvorschriften 

Gemäß § 9 (4) BauGB i.V.m. § 84 NBauO werden für das Plangebiet örtliche Bauvor-

schriften erlassen. Diese sollen im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes gem. § 9 BauGB dazu beitragen, dass sich die Gebäude in das bestehende 

Ortsbild einfügen. Das Bebauungsplangebiet dient der Ergänzung der vorhandenen 

Wohnnutzungen und soll zu einer Aufwertung des Ortsbildes beitragen. Auch in den 

beiden zuletzt entwickelten Bebauungsplangebieten Nr. 6 „Zum Sporthaus“ und Nr. 8 

„Am Pumberg“ wurden örtliche Bauvorschriften erlassen, die auf eine gewisse Einheit-

lichkeit der Bebauung ausgerichtet sind, zugleich aber einen möglichst breiten Rahmen 

für die Gestaltung der Neubauten belassen.  

 

 

4.3.1 Höhenlage der Gebäude 

Die Oberkanten der Erdgeschossfußböden (OKFF) dürfen höchstens 50 cm über der 

endgültigen Fahrbahnoberkante der angrenzenden Verkehrsfläche (gemessen in der Mit-

te der Straßenfront des Grundstücks) liegen. Durch diese Vorschrift soll vermieden 

werden, dass Gebäude mit weit aus dem Erdreich herausragenden Kellergeschossen 

oder auf hoch aufgeschütteten Gartenflächen errichtet werden, die in Anbetracht des 

ebenen Geländes für das Ortsbild untypisch wären und das Erscheinungsbild der Ort-

schaft erheblich stören würden. 

 

 

4.3.2 Dächer 

Dächer haben einen großen Einfluss auf das Erscheinungsbild der Ortschaften, da sie im 

Allgemeinen weithin sichtbar sind. Um eine gewisse einheitliche Gestaltung und damit 

eine Ensemblewirkung zu erreichen, werden örtliche Bauvorschriften bezüglich der 

Dachneigung und der Dacheindeckung getroffen.  

 

Innerhalb des Plangebietes sind nur Dächer mit einer Dachneigung von mind. 15 Grad 

zulässig. Dächer mit einer Dachneigung unter 15 Grad sind zulässig, wenn sie als be-

grüntes Dach ausgeführt werden.  

 

Dacheindeckungen der Hauptdachflächen sind nur als Gründach oder in einheitlicher 

Farbgebung in den Farbtönen rot (angelehnt an RAL 3000-3005, 3009, 3013), rotbraun 

(angelehnt an RAL 8007, 8008, 8012, 8015, 8016, 8024), und anthrazit (angelehnt an 

RAL 7016, 7021, 7024) zulässig. Für die Farbauswahl sind Vorgaben in Anlehnung an 

RAL-Farben aufgenommen worden, um Sicherheit bei der Auslegung der Vorschrift zu 

gewinnen. Es sind ausschließlich nicht glänzenden Pfannen und Rustikalpfannen zuläs-
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sig, da glasierte oder reflektierende Eindeckungen den Blick unweigerlich auf sich zie-

hen und das ruhige Ortsbild stören würden. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie 

wie Solar- und Photovoltaikanlagen sind davon abweichend allgemein zulässig, um 

einerseits die Produktion und Nutzung erneuerbarer Energien zu fördern und anderer-

seits den Bauherren ausreichende Möglichkeiten einzuräumen, den Anforderungen an 

die Energieeinsparung gerecht werden zu können. 

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO, Garagen und Carports gemäß § 12 BauN-

VO, Wintergärten oder gläserne Fassadenvorbauten/-elemente, Eingangsüberdachungen 

und Dachaufbauten sind von den oben aufgeführten Bauvorschriften ausgenommen. 

Diese Bauteile bzw. baulichen Anlagen haben nur einen untergeordneten Einfluss auf 

das Orts- und Landschaftsbild, so dass die Forderung besonderer Dachformen und 

Dacheindeckungen unverhältnismäßig wäre. 

 

 

4.3.3 Farbgestaltung und Materialien für Außenwände der Hauptgebäude 

Neben den Dächern sind ebenfalls die Außenwände der Gebäude für die Gestaltung und 

das Ortsbild maßgebend. Da sich durch die Vielfalt der Materialien und Farben die Ge-

staltung der Außenwände sehr heterogen darstellen kann, sollen zumindest ortsuntypi-

sche und grelle Farbtöne vermieden werden. Für die sichtbaren Außenwände (mit Aus-

nahme von Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO, Garagen und Carports gemäß  

§ 12 BauNVO, Wintergärten oder gläserne Fassadenvorbauten/-elemente) sind aus-

schließlich einheitliche, gedeckte Farben zulässig. Grelle Farbtöne und reflektierende 

Materialien sind nicht zulässig.  
 

 

4.3.4 Einfriedungen 

Vorgärten und ihre Einfriedungen wirken sich maßgeblich auf das Gesamtbild des 

Wohngebietes aus. In letzter Zeit ist zu beobachten, dass viele Grundstückseigentümer 

ihre Grundstücke mit sehr hohen undurchsichtigen Zäunen versehen. Dies lässt Einbli-

cke in das Grundstück nicht zu und engt den öffentlichen Straßenraum optisch stark ein. 

Daher soll durch Vorgaben für ihre Höhe ein einheitliches Straßenbild erreicht werden. 

Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche sind nur mit einer maximalen 

Höhe von 100 cm zulässig. Die Höhen sind von der endgültigen Fahrbahnoberkante der 

öffentlichen Verkehrsfläche in der Mitte der Straßenfront des Grundstücks zu messen. 

 

 

4.3.5 Gestaltung der Gärten  

Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sind, mit Ausnahme von Zufahrten, 

Zugängen, zulässigen Stellplätzen und Garagen gem. § 12 BauNVO sowie den zulässi-

gen Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, als Grün/Gartenfläche anzulegen und dauerhaft 

zu unterhalten. Immer häufiger ist zu beobachten, dass in den Neubaugebieten vermehrt 

Stein- und Schotterbeete realisiert werden, was sich negativ auf die Natur und ihre zahl-

reichen Arten auswirkt. Mit der örtlichen Bauvorschrift soll dem Ziel, die Gartenflächen 

auch optisch als Garten wirksam werden zu lassen, nachgekommen werden. Die Garten-
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flächen sind gärtnerisch in Form von bspw. Rasenflächen, Blumenbeeten o.ä. anzule-

gen. Auf diese Weise kann zu einer Verbesserung des Kleinklimas beigetragen werden. 

Der Anteil der versiegelten Flächen soll in den Gärten soweit wie möglich reduziert 

werden, um unter anderem auch ein Versickern von Oberflächenwasser zu ermöglichen. 

Mit dieser örtlichen Bauvorschrift wird den Vorgaben gemäß § 9 NBauO entsprochen.  

 

Außerdem sind die örtlichen Bauvorschriften mit einem Hinweis auf die Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten versehen für den Fall, dass der Bauherr gegen die Bauvorschrif-

ten verstößt. 
 

 

4.4 Belange von Natur, Landschaft und Klima 

Für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ muss keine Um-

weltprüfung durchgeführt werden, da das Verfahren gemäß § 215a BauGB zur Beendi-

gung von Bebauungsplanverfahren und ergänzendes Verfahren für Bebauungspläne 

nach § 13b in der bis zum Ablauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf des 31. De-

zember 2023 geltenden Fassung durchgeführt wird. Im Rahmen des beschleunigten 

Verfahrens kann auf bestimmte Verfahrensschritte verzichtet werden. Hierzu gehört die 

Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. Allerdings ist eine Vorprüfung des Einzelfalls 

entsprechend § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 erforderlich. Diese Vorprüfung kam zu 

dem Ergebnis, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltaus-

wirkungen hat (s. Anlage 1). Dennoch sind im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 

die umweltbezogenen Belange darzustellen, welches im folgenden Abschnitt bezüglich 

der Belange von Natur und Landschaft erfolgt.  

 

Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorhabens sind:  

- Ortsbegehung im Jahr 2022 mit Biotoptypenkartierung, gemäß dem Kartier-

schlüssel der Biotoptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2021), 

- Kartenserver LBEG (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/),  

- Niedersächsische Umweltkarte (https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/ 

Umweltkarten/),  

- Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg (2015),  

- Entwicklung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ in 27386 Wes-

terwalsede Baugrunduntersuchung, CONTRAST GmbH 12.2022. 

 

Landschaftsrahmenplan  

Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Plangebiet:  

 

Karte I: Arten und Biotope  

Das Plangebiet beinhaltet nach dem LRP ausschließlich Biotoptypen von sehr geringer 

Bedeutung. Nördlich sowie Nordöstlich des Plangebiets befinden sich Biotoptypen, 

welche von mittlerer bzw. hoher Bedeutung sind. 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Sickerwasser
https://de.wikipedia.org/wiki/Oberfl%C3%A4chenwasser
https://dejure.org/gesetze/BauGB/13a.html
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Karte II: Landschaftsbild  

Das Plangebiet ist den naturnahen Fließgewässern und ihre Auen sowie den strukturar-

men Grünlandkomplexen zugeordnet. Die Landschaftsbildeinheit ist von mittlerer Be-

deutung.  

 

Karte III: Boden  

Im Bereich des Plangebietes sind punktuell Bodendenkmäler dargestellt. 

 

Karte IV: Wasser- und Stoffretention  

Für den Bereich des Plangebietes werden im LRP Bereiche mit hoher Grundwasserneu-

bildung (>300mm/a) und hoher Nitratauswaschungsgefährdung (Problemschwerpunkt) 

dargestellt.  

 

Karte V: Zielkonzept  

Im LRP wird als Ziel, die umweltverträgliche Nutzung aufgeführt. Das Plangebiet wird 

keiner weiteren Zielkategorie zugeordnet. 

 

Karte VI: Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft  

Im Plangebiet sind nach dem LRP keine Schutzgebiete und -objekte dargestellt.  

 

 

Bestand 

 

Das Plangebiet ist zentral im Ortskern von Westerwalsede, nördlich der „Bahnhofstra-

ße“ (Kreisstraße K220), westlich der Straße „Pumberg“ sowie östlich der Straße „Bir-

kenweg“, gelegen und beinhaltet eine innerörtliche Freifläche, welche derzeit ackerbau-

lich genutzt wird. Diese wird durch die umliegenden Gehölzstrukturen gut eingegrünt 

und gegliedert. Durch die Lage im Ort und die umliegenden wohnbaulichen Nutzungen 

ist das Plangebiet in Bezug auf das Landschafts- und Ortsbild bereits baulich vorgeprägt 

und somit eher von geringer Bedeutung. Der entlang der Bahnhofstraße verlaufende 

Gehölzbestand, die Gehölzbestände in den Siedlungsbereichen sowie der südlich an-

grenzende Wald werten das Landschaftsbild jedoch auf.  

Im Ort sind durch die Bebauungen und Versiegelungen durch die Herabsetzung der 

Verdunstung und das Aufwärmen durch Sonnenabstrahlungen leichte Beeinträchtigun-

gen vorhanden. Die Lage im ländlichen Raum, die großen Hausgärten, Gehölzbestände 

und die um den Ort liegenden landwirtschaftlichen Flächen sowie Wälder sorgen jedoch 

für einen guten Luftaustausch und wirken sich positiv auf das Schutzgut Klima/Luft 

aus.  

Entlang der Kreisstraße sind Immissionen durch Fahrverkehre bereits gegeben. Diese 

sind jedoch ortsüblich und insgesamt als gering zu bezeichnen, wodurch sich keine er-

heblichen Beeinträchtigungen ergeben.  

 

Gemäß NIBIS Kartenserver bilden sandig-kiesige Gletscherablagerungen (Sande, klein-

räumig Geschiebedecksande mit zum Teil Geröllbeimengungen über glazifluviatilen 

Sanden des Drenthe-Stadiums der Saale-Kaltzeit) den oberflächigen Untergrund. Nach 

der Bodenkarte von Niedersachsen (BK 50; 1:50.000) beinhaltet das Plangebiet den 
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Bodentyp Podsol. Dieser ist ein landesweit weitverbreiteter Bodentyp und gehört nicht 

zu den schutzwürdigen Böden. Die durchgeführte Baugrunduntersuchung ergab, dass 

der Baugrund aus gering tragfähigen humosen Oberboden, über tragfähigen Sanden 

(Fein- bis Mittelsande) besteht (CONTRAST GmbH, 12.2022). Die im Plangebiet ange-

troffenen Sande sind versickerungsfähig. Derzeit wird das Plangebiet vorwiegend inten-

siv landwirtschaftlich genutzt. Demzufolge handelt es sich im Plangebiet um Boden, bei 

dem die Funktionen als Filter- und Puffersystem, als Lebensraum und als Fläche, die 

der Versickerung und damit der Grundwassererneuerung dient, bisher nicht bzw. nicht 

wesentlich eingeschränkt ist. Dennoch dürften die Bodeneigenschaften bzw. -strukturen 

gegenüber dem Ausgangszustand durch die landwirtschaftliche Nutzung deutlich verän-

dert sein. 

Zurzeit kann das anfallende Oberflächenwasser ungehindert auf der Ackerfläche versi-

ckern. Die Grundwasserneubildungsrate wird als mittel eingestuft und die Gefährdung 

des Grundwassers wird als mittel bis hoch bewertet. Der Grundwasserstand im Plange-

biet liegt bei ~ + 30 bis 32,5 m NHN und somit ca. 2,5 bis 8 m unter der Geländeober-

kante (GOK) (Kartenserver LBEG). Bei der Baugrunduntersuchung wurden keine 

Grundwasserhorizonte angebohrt (CONTRAST GmbH, 12.2022).  Das Plangebiet so-

wie die Ortschaft Westerwalsede befinden sich im Trinkwasserschutzgebiet „Roten-

burg-Süd“, in der Schutzzone III b. 

 

Das Plangebiet beinhaltet ausschließlich eine Ackerfläche (A). Entlang der westlichen 

und östlichen Plangebietsgrenze verläuft ein Scher- und Trittrasen (GR). Weitere Scher- 

und Trittrasen sind südlich des Plangebietes, entlang der Bahnhofsstraße, vorhanden, 

die z.T. Einzelbäume (HBE), eine Allee/Baumreihe (HBA/GR) sowie Ruderalgebüsch/ 

Sonstiges Gebüsch (GR/BR) beinhalten. Entlang der Bahnhofsstraße verläuft zudem ein 

Weg (OVW). Nördlich des Plangebietes befindet sich ein Eichenmischwald armer, tro-

ckener Sandböden (WQT), welcher zudem einige Kiefern (Pinus sylvestris) beinhaltet. 

Östlich grenzt ein sonstiges Bauwerk (OYS) an, welches der Lagerung landwirtschaftli-

cher Erzeugnisse dient. Um dieses Bauwerk befindet sich ein Lagerplatz für Landwirt-

schaftliche Erzeugnisse mit einem Weg, welcher von den Landwirtschaftlichen Fahr-

zeugen genutzt wird (OVW/OFL) sowie Baumgruppen mit Ruderalgebüsch (HBE/BR). 

Angrenzend zum Plangebiet verläuft entlang des Eichenmischwaldes ein Scher- und 

Trittrasen (GR), welcher zur Nutzung des Lagerplatzes und Bauwerkes befahren wird. 

Westlich, nördlich und östlich des Plangebietes sind Straßen (OVS) und Wohnbebauun-

gen mit Hausgärten (OEL/PH) sowie Hausgärten mit Großbäumen (PHG) vorhanden. 

Östlich des Plangebietes befindet sich zudem ein Kiefern- und Fichtenforst 

(WZK/WZF).  
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Abb. 4 Biotoptypen und Nutzungen                                                          (ohne Maßstab) 

 

 



25 
 

Ermittlung des Eingriffs in den Naturhaushalt 

 

Erhebliche Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Klima/Luft und Landschaftsbild 

sind mit dem geplanten Vorhaben nicht zu erwarten. Das Plangebiet beinhaltet eine in-

nerörtliche Ackerfläche, welche im Ortskern von Westerwalsede liegt und von Bebau-

ungen und Wald umgeben ist. Zur Durchgrünung des Gebietes soll neben den Hausgär-

ten eine breite Baum-Strauchecke sowie auf den Grundstücken mindestens 1 Laubbaum 

oder 2 Obstbäume gepflanzt werden. Die umliegenden, zur Durchgrünung beitragenden 

Gehölze sowie der nördlich angrenzende Wald bleiben vom Vorhaben unberührt und 

gliedern den Raum auch zukünftig.  

Mit der Erhöhung der Bebauungsmöglichkeit im Ort können sich Auswirkungen auf das 

Mikroklima durch Speicherung und Abstrahlung von Sonnenwärme ergeben. Diese 

kleinklimatischen Veränderungen fallen für das Schutzgut Klima/Luft jedoch unterhalb 

der Erheblichkeitsschwelle, da die umgebenen Grünstrukturen weiterhin für einen guten 

Luftaustausch beitragen werden.  

 

Mit der zukünftig möglichen Versiegelung, Überbauung, Abgrabung und Aufschüttung 

der bisherigen Ackerfläche ergeben sich erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutz-

gut Boden. Mit der überwiegenden Beschränkung der Grundflächenzahl auf 0,3 und 

einer maximalen zulässigen Versiegelung von 45 % werden die entstehenden Beein-

trächtigungen minimiert.  

 

Derzeit kann das anfallende Niederschlagswasser ungehindert auf dem Acker versi-

ckern. Dies wird zukünftig durch die baulichen Anlagen nur noch eingeschränkt mög-

lich sein. Die Baugrunduntersuchung (CONTRAST GmbH, 12.2022) hat jedoch erge-

ben, dass die anstehenden Sande versickerungsfähig sind. Demnach soll auch zukünftig 

das anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet zur Versickerung gebracht werden. 

Demzufolge steht das Niederschlagswasser der Grundwasserneubildung weiterhin zur 

Verfügung und eine erhebliche Beeinträchtigung auf das Schutzgut Wasser ist mit dem 

geplanten Vorhaben nicht zu erwarten. 

 

Vom geplanten Vorhaben ist mit dem Acker ausschließlich ein geringwertiger Bio-

toptyp betroffen. Dahingehend ergeben sich auf das Schutzgut Pflanzen keine erhebli-

chen Beeinträchtigungen. Nördlich des Plangebietes ist ein Waldbestand vorhanden, 

welcher direkt an das Plangebiet angrenzt. Grundsätzlich gibt es in Niedersachsen keine 

gesetzliche Abstandsregelung zu Wald. Die Raumordnungspläne des Landes und des 

Kreises enthalten lediglich Abstandsempfehlungen von 100 m bzw. 50 m, welche je-

doch in Einzelfällen unterschritten werden können. Bei Planungen an Waldrändern sind 

jedoch die Waldbelange und die Sicherheit der Bevölkerung zu berücksichtigen. Dem-

entsprechend soll mit den wohnbaulichen Anlagen ein Sicherheitsabstand von mindes-

tens 35 m (entsprechend der Baumlänge) berücksichtigt werden. Der Wald befindet sich 

direkt angrenzend zum Siedlungsbereich und ist bereits von Bebauungen östlich und 

westlich umgeben. Mit einem Abstand der Baugrenze von 35 m zum Waldrand kommt 

es zu keiner Beeinträchtigung der Erholungs- oder Klimaschutzfunktion des Waldes. 

Des Weiteren wird dadurch ein ausreichender Schutz der Bevölkerung sowie zukünfti-

gen Wohnbebauung durch Windwürfe oder Brandgefahr gewährt. Aufgrund der stan-
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dörtlichen Situation des Waldes, direkt angrenzend an den Siedlungsbereich und den 

damit verbundenen Störfaktoren, ist dem Waldbestand lediglich eine geringe Bedeutung 

für freilebende Tiere zuzuordnen. Die Übergangszone in die freie Feldmarkt nördlich 

des Waldes bleibt zudem vom Vorhaben unberührt. Mit einem Abstand von 35 m der 

Wohnbebauung zum Waldrand ist dahingehend von keiner Beeinträchtigung des Wal-

des als Naturraum auszugehen. Ein größerer Abstand kann im Sinne einer flächenspa-

renden und nachhaltigen Siedlungsentwicklung nicht gewährt werden. Direkt angren-

zend an den Wald soll eine 24 m breite Maßnahmenfläche ausgewiesen werden. Diese 

soll als Puffer zwischen Wald und Wohngebiet dienen und einen naturnahen Übergang 

schaffen. 

Die von der Planung betroffene Fläche ist als Lebensraum für Arten und Lebensge-

meinschaften von geringer Bedeutung. Eine Eignung der landwirtschaftlichen Flächen 

für Offenlandarten ist aufgrund der Lage im Ort mit umgebenen Gehölzbestand sowie 

der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung deutlich eingeschränkt. Lediglich die um-

gebenen Gehölze beinhalten einen potenziellen Lebensraum für Gehölzbrüter und Fle-

dermäuse. Diese bleiben allerdings von der Planung unberührt. Aufgrund der Lage im 

Ort mit umgebenen Gehölzbestand und der intensiven landwirtschaftlichen Ackernut-

zung können für das Schutzgut Tiere keine erheblichen Beeinträchtigungen festgestellt 

werden. Artenschutzrechtliche Konflikte können mit geeigneten Vermeidungs- und 

Minderungsmaßnahmen ausgeschlossen werden. (siehe Artenschutz). 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird gemäß § 215a BauGB zur Beendigung von 

Bebauungsplanverfahren und ergänzendes Verfahren für Bebauungspläne nach § 13b in 

der bis zum Ablauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023 gel-

tenden Fassung durchgeführt und dient der Wohnnutzung auf Flächen im Zusammen-

hang bebauter Ortsteile, sodass entsprechend der Ergebnisse der Vorprüfung des Einzel-

falls (siehe Anlage 1) grundsätzlich kein Ausgleichsbedarf für diese Flächen besteht. 

Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 

Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der 

planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (sog. „fingierter Eingriffsausgleich“). 

Da die ursprüngliche Idee der Versorgungsfläche sich als nicht umsetzbar erwiesen hat, 

möchte die Gemeinde diese Fläche einer Maßnahmenfläche für Kompensationsmaß-

nahmen zuführen. Durch die Nichtigkeit des § 13b BauGB möchte die Gemeinde den 

Ausgleichsbedarf im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in diesem Fall 

auf ihrer Fläche innerhalb des Plangebietes erbringen, auch wenn dieses nicht zwingend 

gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB erforderlich ist. Weiterhin führt die Aufwertung der 

jetzigen Ackerfläche in ihrer Größe zu einer Überkompensation, sodass sich die Ge-

meinde für zukünftige Planungen hier eine Poolfläche für zukünftige Eingriffe schaffen 

kann.  

 

Ausgleichsberechnung 

 

Der sich aufgrund der Planung ergebende Ausgleichsbedarf wird unter Berücksichti-

gung der vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 1994 herausgegebenen 

"Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" berechnet (ak-

tualisierte Fassung, MU: Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2006). 
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Schutzgut Boden 

 

Plangebiet - insgesamt: ca. 23.870 m² 

 

- Allgemeines Wohngebiet (WA 1): ca. 12.020 m² 

- Allgemeines Wohngebiet (WA 2): ca. 2.350 m² 

- Öffentliche Straßenverkehrsfläche: ca. 1.930 m² 

- Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft – M 1: ca. 1.680 m² 

- Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft – M 2: ca. 5.890 m² 

 

Allgemeines Wohngebiet (WA 1) 

Bezüglich der Versiegelung und der sonstigen Nutzung des Allgemeinen Wohngebietes 

1 (WA 1) im Plangebiet wird von der höchstzulässigen Versiegelung im WA 1 von 45 

% ausgegangen. 

 

ca. 12.020 m² x 0,45 = ca. 5.410 m² 

 

Allgemeines Wohngebiet (WA 2) 

Bezüglich der Versiegelung und der sonstigen Nutzung des Allgemeinen Wohngebietes 

2 (WA 2) im Plangebiet wird von der höchstzulässigen Versiegelung im WA 2 von 60 

% ausgegangen.  

 

ca. 2.350 m² x 0,6 = ca. 1.410 m² 

 

Betroffenes Schutzgut Boden 

 

Allgemeines Wohngebiet 1 (WA 1): 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 * 

Ausgleichsbedarf: ca. 5.410 m² x 0,5 = ca. 2.705 m² 

 

Allgemeines Wohngebiet 2 (WA 2): 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 * 

Ausgleichsbedarf: ca. 1.410 m² x 0,5 = ca. 705 m² 

 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 * 

Ausgleichsbedarf: ca. 1.930 m² x 0,5 = ca. 965 m² 

 

Ausgleichsbedarf Schutzgut Boden insgesamt ca. 4.375 m². 

 

Intern: 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft – 

M 1: ca. 1.680 m² 
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Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft – 

M 2: ca. 5.890 m² 

 
* Bei einer Versiegelung von nicht schutzwürdigem Boden ist ein Ausgleichsverhältnis von 1:0,5 anzunehmen. Bei 
Versiegelung von schutzwürdigem Boden ist ein Ausgleichsverhältnis von 1:1 anzunehmen.  

 

Mit den festgesetzten Maßnahmenflächen – M 1 Anpflanzung einer Strauch-Baum-

hecke und – M 2 Entwicklung eines Extensivgrünlandes können die entstehenden er-

heblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden vollständig kompensiert werden. 

Mit den Maßnahmen erfolgt eine Überkompensation von ca. 3.195 m² die für zukünfti-

ge Bauvorhaben berücksichtigt werden kann. 

 

 

Artenschutz 

 

Der § 39 BNatSchG bezieht sich auf die allgemeinen Verbote des Artenschutzes und 

somit auf alle wild lebenden Tiere und Pflanzen sowie ihre Lebensstätten. Für die Bau-

leitplanung sind jedoch besonders und streng geschützte Arten des § 44 BNatSchG zu 

beachten. 

Artenschutzrechtliche Verbote greifen grundsätzlich erst bei der Realisierung konkreter 

(Bau)Vorhaben. Im Rahmen der Bauleitplanung ist jedoch bereits zu prüfen, ob einer 

Planumsetzung nicht überwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen. 

Das betrifft speziell die Zugriffsverbote der besonders und streng geschützten Arten 

nach § 44 des BNatSchG, die der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben dienen. Zu 

den besonders geschützten Arten zählen die Tier- und Pflanzenarten nach Anhang A 

und B der Europäischen Artenschutzverordnung, Tier- und Pflanzenarten nach Anhang 

IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzen-

arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG aufge-

führt sind. Zu den streng geschützten Arten gehören die Arten nach Anhang A der Eu-

ropäischen Artenschutzverordnung, die Arten nach Anhang IV der FFH-RL sowie Tier- 

und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2 BNatSchG aufge-

führt sind. 

 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 

 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 

zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 

zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-

rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 

Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-

men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstö-

ren. 
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Die Zugriffsverbote werden durch Sonderregelungen des § 44 BNatSchG Abs. 5 weiter 

modifiziert. Darin heißt es zur Betroffenheit relevanter Arten, dass ein Verstoß gegen 

die Verbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG nicht vorliegt, sofern die ökologi-

sche Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Für die Bauleitpla-

nung sind demnach die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europäischen 

Vogelarten relevant. 

 

Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gelten all-

gemein und sind bei der Realisierung von Vorhaben relevant. Im Rahmen der verbind-

lichen Bauleitplanung wird jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der 

Realisierung der Planung entgegenstehen können und ob Vermeidungs- oder vor-

gezogene Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sind. Die Beurteilung der potenziell be-

troffenen Artengruppen bzw. das Vorkommen streng geschützter Artengruppen im 

Plangebiet orientiert sich am realen Bestand und nicht an der planungsrechtlichen Situa-

tion, da die Realisierung des Vorhabens ausschlaggebend ist. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) 

Säugetiere 

Durch das geplante Vorhaben sind Tötungen von Fledermäusen auszuschließen, da sich 

im Plangebiet keine Gebäude oder potenziell geeignete Bäume befinden, die von Fle-

dermäusen genutzt werden könnten. Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann ausgeschlossen werden. 

 

Vögel 

Auch eine Tötung von Vögeln kann mit dem geplanten Vorhaben ausgeschlossen wer-

den. Die Fläche im Plangebiet wird intensiv ackerbaulich bewirtschaftet und ist durch 

umliegende Gehölze in ihrer Eignung bereits deutlich eingeschränkt, sodass ein Vor-

kommen von Offenlandarten im Plangebiet nicht zu erwarten ist. Mit einer Baufeld-

freimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.04. bis 15.07.) können Tötungen 

vermieden werden. Dementsprechend ergibt sich kein Verstoß gegen die Verbotstatbe-

stände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. 

 

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 

Auswirkungen auf das Tötungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Arten 

sind innerhalb des Plangebiets nicht zu erwarten. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 2 (Störungsverbot) 

Säugetiere 

Das Plangebiet ist bereits durch dessen Lage im Siedlungsbereich mit verschiedenen 

Störeinwirkungen wie Geräuschen (Siedlung und Verkehr), sowie Lichtimmissionen 

vorbelastet. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Ackerfläche mit den angrenzenden 

Gehölzstrukturen als Jagdgebiet fungiert. Diese Situation wird sich zukünftig nicht we-

sentlich verändern, da die Gehölzstrukturen vom Vorhaben nicht betroffen sind und die 

zukünftigen Hausgärten ebenfalls ein Jagdgebiet darstellen können. Somit bleibt die 
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ökologische Funktion weiterhin gewahrt und Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG ergeben sich nicht. 

 

Vögel 

Die Bebauung von landwirtschaftlichen Flächen stellt für mehrere Arten grundsätzlich 

einen Verlust von potenziellen Brutstandorten dar. Die betroffene Fläche im Plangebiet 

ist jedoch für Arten der offenen Feldflur aufgrund der innerörtlichen Lage mit umgren-

zendem Baumbestand sowie intensiven ackerbaulichen Bewirtschaftung als Brutplatz 

eher ungeeignet. Außerhalb der Ortschaft sind zahlreiche Acker- und Grünlandflächen 

vorhanden, die einen deutlich geeigneteren Brutplatz darstellen. Es ist jedoch nicht aus-

geschlossen, dass die Fläche von ubiquitären Arten genutzt wird. Mit dem Beginn der 

Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit können mögliche Beeinträchti-

gungen auf ein Mindestmaß reduziert werden. Dementsprechend wird auch zukünftig 

die ökologische Funktion gewahrt und Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG können ausgeschlossen werden. 

 

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 

Auswirkungen auf das Störungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Arten 

sind innerhalb des Plangebiets nicht zu erwarten. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) 

Säugetiere 

Im Plangebiet sind keine potenziell geeigneten Fortpflanzungs- und Ruhestätten vor-

handen. Somit ergeben sich auch keine Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. 

Vögel 

Die Eignung der landwirtschaftlichen Fläche als Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 

Vögeln, ist aufgrund ihrer Störeinwirkungen eingeschränkt. Die Nutzung der landwirt-

schaftlichen Fläche als Fortpflanzungs- und Ruhestätte sollte ausschließlich anspruchs-

losere Arten betreffen, die jährlich einen neuen Brutplatz anlegen. Mit der Baufeldfrei-

machung außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.04. bis 15.07), kann eine Zerstörung von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten ausgeschlossen werden. Weiterhin ist über eine Bege-

hung der Bauflächen vor Baubeginn sicherzustellen, dass keine Brutplätze von Vögeln 

durch die Baumaßnahmen zerstört werden. Mit den vorgesehenen Anpflanzungen und 

den Hausgärten entstehen zukünftig neue Lebensräume, die von Gehölzbrütern genutzt 

werden könnten. Die ökologische Funktion wird weiterhin erfüllt und Verstöße gegen 

die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ergeben sich nicht. 

 

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 

Auswirkungen auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten weiterer besonders oder streng ge-

schützter Arten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten.  

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 (Beschädigung, Zerstörung und Entnahme von Pflanzen) 

Im Rahmen der vorgenommenen Biotoptypkartierung wurde das Arteninventar vegeta-

tionskundlich begutachtet. Dahingehend sind keine artenschutzrechtlich relevanten 

Pflanzenvorkommen innerhalb der Eingriffsfläche festzustellen und zu erwarten. Ein 
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Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG kann derzeit 

nicht prognostiziert werden.  

 

Fazit 

Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ist festzuhalten, dass mit der Umset-

zung der Planung Verstöße gegen Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nicht zu erwarten 

sind bzw. vermieden werden können. Als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme 

sind zu beachten, dass die Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.04. 

bis 15.07.) durchzuführen und über eine Begehung der Bauflächen vor Baubeginn si-

cherzustellen ist, dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Baumaßnahmen zerstört 

werden. 

 

Hinweis: 

Alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im 

Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG sind auf Grundlage der durchgeführten Erfas-

sungen nicht sicher prognostizierbar. Es können nachteilige Auswirkungen auf die Er-

reichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten 

oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwirkungsbereich der 

Planung nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung an-

siedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen ge-

mäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleis-

tet werden. 
 

 

4.5 Immissionsschutz 

Geruchsemittierende landwirtschaftliche Betriebe sind in der Umgebung des Plangebie-

tes nicht vorhanden. Geruchs- und Geräuschimmissionen von landwirtschaftlich genutz-

ten Flächen sind als ortsüblich zu betrachten und zu tolerieren. 

 

Wegen der geringen Größe des Plangebietes ist eine signifikante Zunahme der Schalle-

missionen durch den Kfz-Verkehr nicht zu erwarten. 

 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurde durch das Staat-

liche Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven und die Industrie- und Handelskammer Stade für 

den Elbe-Weser-Raum auf das östlich des Plangebietes gelegene Fuhrunternehmen und 

Holzhandel Rährs GbR verwiesen. Es ist sicherzustellen, dass die heranrückende 

Wohnbebauung keine Einschränkungen des Unternehmens Röhrs GbR zur Folge hat. 

Westlich des Birkenweges schließen 2 Wohnnutzungen und nördlich im Waldgebiet 

eine weitere Wohnnutzung an. Dahinterliegend an der Bahnhofstraße liegt der Betrieb 

mit zugehörigem Wohnhaus. Aufgrund des vorhandenen hohe Wohnanteils ist dieser 

Bereich nicht als Gewerbegebiet einzustufen. Die Nutzungen sind historisch typisch in 

einem kleinen Ort wie Westerwalsede und einem gemischten Charakter eines Dorf- 

oder Mischgebietes zuzuordnen. Aufgrund der bereits vorhandenen Wohnnutzungen 

und des bereits südlich direkt anliegenden Wohngebietes ergeben sich durch das neue 

Wohngebiet keine immissionsschutzrechtlichen nachteiligen Auswirkungen auf die um-

liegenden Nutzungen, da die vorhandenen Nutzungen bereits eine Vorprägung und ei-
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nen Abstandspuffer darstellen. Der Betrieb kann in seinem Bestand weiterhin so betrie-

ben werden und muss sich wie bisher an die bestehenden geltenden Maßgaben halten. 

Aufgrund des nördlich anliegenden Waldes, der Lage im Außenbereich und der vorhan-

denen Wohnbebauung ergeben sich für den Betrieb keine großen Erweiterungsmöglich-

keiten, sodass sich auch dahingehend keine Konflikte mit der Festsetzung des Wohnge-

bietes ergeben. Weitergehende Untersuchungen und Ausführungen sind nicht erforder-

lich. 

 

 

4.6 Erschließung  

Die Erschließung innerhalb des Plangebietes erfolgt über eine neu anzulegende öffentli-

che Erschließungsstraße mit Wendeanlage mit einer Anbindung an die östlich gelegene 

Straße „Pumberg“. Die Wendeanlage ist ausreichend groß dimensioniert, sodass auch 

Müllfahrzeuge die Straße innerhalb des Plangebietes befahren können. Im Rahmen der 

Durchführung der Planung bzw. im Rahmen der Erschließungsplanung ist entsprechend 

der Stellungnahme des Abfallbetriebes des Landkreises Rotenburg (Wümme) gem. § 4 

Abs. 2 BauGB sicherzustellen, dass die Wendeanlage nicht durch Bebauung (durch öf-

fentliche Stellplätze) oder Bepflanzung verkleinert wird, damit ein Rückwärtsfahren von 

Müllfahrzeugen vermieden wird. Die Wendeanlage muss baulich gesichert werden, da-

mit diese nicht zugeparkt werden kann. 

 

Entlang der Kreisstraße 220 sind die Anbaubeschränkungen gem. § 24 NStrG zu beach-

ten. Außerhalb der Ortsdurchfahrten dürfen längs der Kreisstraße Hochbauten jeder Art 

(einschließlich Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs) in einer Entfer-

nung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr be-

stimmten Fahrbahn sowie bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauord-

nung, die über Zufahrten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, unzu-

lässig. Weiter gehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

 

 

5. VER- UND ENTSORGUNG 

• Wasserversorgung/Abwasserbeseitigung 

Die Wasser- und Löschwasserversorgung erfolgt durch den Wasserversorgungsverband 

Rotenburg-Land im Rahmen der Herstellung der Erschließungsstraße. Im Rahmen des 

Beteiligungsverfahrens gem. § 4 Abs. 2 BauGB wies der Wasserversorgungsverband 

Rotenburg-Land darauf hin, dass die Löschwasserversorgung nur in dem Umfang über 

das Trinkwassernetz sichergestellt werden kann, wie es die Leistungsfähigkeit des Net-

zes vor Ort hergibt. 

 

Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt in Westerwalsede dezentral durch Kleinkläranla-

gen. Im Plangebiet wird dies ebenfalls durch den jeweiligen Grundstückseigentümer 

durchgeführt. Die Grundstücke werden eine ausreichende Größe erhalten; es ist eine 
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Mindestgrundstücksgröße von 600 m² je Einzelhaus und 350 m² je Doppelhaushälfte 

festgesetzt.  

 

Die Oberflächenentwässerung im Plangebiet soll durch Versickerung auf den Grundstü-

cken erfolgen. Eine Bodenuntersuchung hat ergeben, dass die im Plangebiet angetroffe-

nen Sande versickerungsfähig sind; der Baugrund ist für die Errichtung von Versicke-

rungsanlagen nach der DWA-A 138 grundsätzlich geeignet. Der Baugrund besteht aus 

gering tragfähigem Oberboden über tragfähigen Sanden. Die im Plangebiet anstehenden 

Sande sind verdichtungsfähig und frostsicher (vgl. Entwicklung des Bebauungsplanes 

Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ in 27386 Westerwalsede - Baugrunduntersuchung, Contrast 

GmbH, Osterholz-Scharmbeck, Stand: 30.12.2022). Die Oberflächenentwässerung des 

auf der Straßenverkehrsfläche anfallenden Oberflächenwassers erfolgt über Entwässe-

rungsmulden im Straßenseitenraum. Das Bodengutachten wird den Unterlagen zur öf-

fentlichen Auslegung beigefügt. 

 

• Stromversorgung 

Die Stromversorgung erfolgt derzeit durch die EWE Netz GmbH. Die Stromversorgung 

erfolgt bei der Herstellung der Erschließungsstraße.  

 

• Wärmeversorgung 

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes erfolgt die Wärmeversorgung durch die eigen-

ständige Versorgung durch Nah- oder Fernwärme aus erneuerbaren Energien. Der Ein-

satz von fossilen Brennstoffen (Brennstoffe für die Wärme- und Warmwasserversor-

gung) soll zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen vermieden werden. Um 

die zukünftigen Grundstückseigentümer in der Flexibilität bei der zukünftigen Nutzung 

des Plangebiets nicht unnötig einzuschränken, wird darauf verzichtet, weitere Regelun-

gen zu bestimmten baulichen und technischen Maßnahmen für erneuerbare Energien zu 

treffen. 

 

Zunächst war es seitens der Gemeinde Westerwalsede angedacht, im nördlichen Bereich 

des Plangebietes eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Er-

neuerbare Energien – Strom und Wärmeversorgung“ auszuwiesen, in der bauliche An-

lagen zur Produktion von Strom und Wärme, wie bspw. Photovoltaikanlagen, zugelas-

sen werden. Aufgrund der erschwerten Lagegunst am Waldrand sowie der verhältnis-

mäßig geringen Flächengröße hat sich eine entsprechende Projektumsetzung als schwie-

rig erwiesen. Somit ist es vorgesehen, diese Fläche einer anderen Nutzung zuzuführen.  

 

• Abfallentsorgung 

Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Landkreis Rotenburg (Wümme).  

 

 

6. BODENSCHUTZ 

Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten innerhalb des Gebietes 

liegen aktuell nicht vor. Sollten bei Erdarbeiten unnatürliche Bodenverfärbungen 
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und/oder Gerüche festgestellt werden, ist unverzüglich die Genehmigungs-behörde zu 

informieren. 

 

 

7. BODENORDNUNG 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

 

 

8. FLÄCHENÜBERSICHT  

Flächenbezeichnung ha 

Allgemeines Wohngebiet (WA)  1,44  

Straßenverkehrsfläche   0,19  

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Natur und Landschaft  

 0,76  

Bruttobauland  2,39  

 

 

9. KOSTEN 

Die durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ entstehen-

den Kosten werden von der Gemeinde Westerwalsede übernommen. 

 

 

10. BESCHLUSSFASSUNG  

Die vorliegende Begründung wurde vom Rat der Gemeinde Westerwalsede in seiner 

Sitzung am 23.10.2024 beschlossen. 

 

 

Westerwalsede, den.05.02.2025 

 

  gez. Hestermann  L.S. 

 (Hestermann) 

 Bürgermeister 
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1. Anlass 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ ist es 
vorgesehen, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnbauentwicklung 
zu schaffen. Die Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken ist durch die derzeitige Be-
reitstellung von Wohnbauland nicht gedeckt. Für die Ortschaft Westerwalsede ist im 
RROP keine zentralörtliche Funktion festgelegt. Die Siedlungsentwicklung ist somit im 
Rahmen der Eigenentwicklung durchzuführen, wobei die Neuausweisung von Bau-
grundstücken in einem angemessenen Verhältnis zu dem bestehenden Siedlungsbe-
reich zu erfolgen hat. 
 
Aus diesem Grund möchte die Gemeinde Westerwalsede die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Entwicklung von Wohnbaugrundstücken, auf einer derzeit noch 
landwirtschaftlich genutzten Fläche entlang der Kreisstraße im Rahmen der Eigenent-
wicklung schaffen. Ziel der Gemeinde Westerwalsede ist es langfristig Wohnbaugrund-
stücke zur Verfügung zu stellen, um der Nachfrage in den nächsten Jahren nachkom-
men zu können. Mit der Entwicklung des Wohnbaugebietes und der Ausweisung von 
ca. 15 Baugrundstücken kann diesem Ziel nachgekommen werden. Vorgesehen ist 
die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes im Sinne des § 4 BauNVO.  
 
Die Einleitung des Verfahrens wurde mit der Absicht beschlossen, den Bebauungsplan 
im Verfahren gem. § 13b BauGB, im Rahmen der Einbeziehung von Außenbereichs-
flächen im beschleunigten Verfahren, ohne die Durchführung einer Umweltprüfung ge-
mäß § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen. Der Rat der Gemeinde Westerwalsede hat in 
seiner Sitzung am 22.06.2023 den Bebauungsplan Nr. 9 "Vor dem Hansmoor" als Sat-
zung beschlossen. Mit der Bekanntmachung im elektronischen Amtsblatt des Land-
kreises Rotenburg (Wümme) am 31.07.2024 ist der Bebauungsplan in Kraft getreten. 
 
Vor der Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB hat das Bundesverwaltungsgericht 
angenommen, dass § 13b BauGB mit Art. 3 Abs. 1 und 5 der Richtlinie 2001/42/EG 
über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (SUP-
Richtlinie) unvereinbar ist (Urteil vom 18.07.2023 -BVerwG 4 CN 3.22).  
 
Somit kann der § 13b BauGB nicht mehr angewendet werden. Mit der Einführung des 
§ 215a BauGB zum 1. Januar 2024 wird die Möglichkeit der Reparatur/Heilung des 
Verfahrens nach § 13b BauGB geschaffen. 
 
Der § 215a BauGB regelt, dass die Gemeinden eine umweltrechtliche Vorprüfung des 
Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. Anlage 2 BauGB durchführen müs-
sen. Falls diese Vorprüfung Anhaltspunkte für erhebliche Umweltauswirkungen ergibt, 
und nur dann, muss eine vollständige Umweltprüfung durchgeführt werden. Die sons-
tigen Erleichterungen des vereinfachten Verfahrens, wie der Verzicht auf die frühzei-
tige Öffentlichkeitsbeteiligung und das Absehen des Gebots der Entwicklung des Be-
bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan, bleiben bestehen. Damit ersetzt der § 
215a BauGB den § 13b BauGB, der klarstellend aufgehoben wird. (vgl. Bundesminis-
terium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen) 
 
Die Gemeinde Westerwalsede möchte von diesem ergänzenden Verfahren Gebrauch 
machen, um den Bebauungsplan Nr. 9 „Vor dem Hansmoor“ gem. § 214 Abs. 4 BauGB 
rückwirkend in Kraft zu setzen. 
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2. Lage und räumliche Abgrenzung des Plangebietes 

Das Vorhabengebiet weist eine Größe von ca. 2,4 ha auf und ist zentral im Ortskern 
Westerwalsedes gelegen. Es wird im Osten durch die Straße „Pumberg“, im Süden 
durch die Kreisstraße 220 („Bahnhofsstraße“) und im Westen durch den „Birkenweg“ 
begrenzt. Im Norden grenzt das Gebiet an eine Waldfläche an. Die genaue Abgren-
zung ist dem Lageplan zu entnehmen. 
 

 

Abbildung 1: Räumliche Einordnung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Wester-

walsede „Vor dem Hansmoor“ (ohne Maßstab) – Quelle: Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (LGLN)  

 

 

3. Nutzung 

Die Flächen innerhalb des Vorhabengebietes sind unbebaut und werden landwirt-

schaftlich als Ackerland genutzt. Im Osten des Vorhabengebietes ist bereits das Be-

bauungsplangebiet „Im Dorfe“ (B-Plan Nr. 5) und im Süden das Bebauungsplangebiet 

„Zum Sporthaus“ (B-Plan Nr. 6) vorhanden. In beiden Bebauungsplänen ist die Art der 

baulichen Nutzung mit einem „WA“ als ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Nörd-

lich an das Vorhabengebiet grenzt ein Wald. Westlich des Birkenweges schließen 2 

Wohnnutzungen und nördlich im Waldgebiet eine weitere Wohnnutzung an. Dahinter-

liegend an der Bahnhofstraße liegt ein Gewerbebetrieb (Fuhrunternehmen und Holz-

handel) mit zugehörigem Wohnhaus. Südlich des Vorhabengebietes verläuft die Kreis-

straße 220, die der Ort von Westen nach Osten durchquert.  
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4. Prüfung der Kriterien nach Anlage 2 BauGB  

Gemäß § 13a BauGB ist die Erheblichkeit der Umweltauswirkungen des Bebauungs-
planes durch eine überschlägige Prüfung einzuschätzen. Dabei sind die nachfolgend 
aufgeführten Kriterien nach Anlage 2 BauGB zu berücksichtigen.  
  
Nr.   Prüfungskriterien gemäß An-

lage 2 BauGB (zu §13a Absatz 1 

Satz 2 Nummer 2)  

 

Erläuterung  

 

1.  Merkmale des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf  

  

Ja   Nein  

1.1  das Ausmaß, in dem der Bebau-

ungsplan einen Rahmen im Sinne 

des § 35 Abs. 3 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeits-

prüfung setzt 

Das Vorhabengebiet weist eine Größe von 

ca. 2,4 ha auf. Der Bebauungsplan setzt die 

Nutzungen eines allgemeinen Wohngebietes 

fest.  

 

Die Grundflächenzahl wird überwiegend mit 

0,3 (WA 1) festgesetzt. Die Grundflächenzahl 

im WA 2 wird mit 0,4 festgesetzt. Damit wird 
der Orientierungswert der Obergrenze gem. 

BauNVO für ein Allgemeines Wohngebiet un-

terschritten bzw. eingehalten. 

 

Für die vorgesehene Nutzung besteht keine 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 

Landesrecht. 

   

 X 

1.2  das Ausmaß, in dem der Bebau-

ungsplan andere Pläne und Pro-

gramme beeinflusst 

Das Vorhaben ist mit den Zielen der Landes- 

(LROP, 2017) und Regionalplanung (RROP 

2020) vereinbar. 

 X 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samt-

gemeinde Bothel stellt für das Vorhabengebiet 

keine Darstellungen dar, bzw. ist die Fläche für 

die Landwirtschaft nutzbar.  

Da die vorliegende Aufstellung des Bebau-

ungsplanes im Verfahren gemäß § 215a 
BauGB zur Beendigung von Bebauungsplan-

verfahren und ergänzendes Verfahren für Be-

bauungspläne nach § 13b in der bis zum Ab-

lauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf des 

31. Dezember 2023 geltenden Fassung durch-

geführt wird, ist kein Verfahren zur Änderung 

des Flächennutzungsplanes notwendig. Der 

Flächennutzungsplan wird im Zuge der Auf-

stellung des Bebauungsplanes berichtigt. Für 

das Vorhabengebiet wird dabei entsprechend 

der geplanten Nutzung eine Wohnbaufläche 
dargestellt.  

Damit werden die Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes den Darstellungen des (berichtig-

ten) Flächennutzungsplanes entsprechen. 

 X 
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Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises 

Rotenburg (Wümme) trifft folgende Aussagen 

zum Vorhabengebiet:  

 

Karte I: Arten und Biotope  

Das Vorhabengebiet beinhaltet nach dem LRP 
ausschließlich Biotoptypen von sehr geringer 

Bedeutung. Nördlich sowie Nordöstlich des 

Vorhabengebiets befinden sich Biotoptypen, 

welche von mittlerer bzw. hoher Bedeutung 

sind. 

 

Karte II: Landschaftsbild  

Das Vorhabengebiet ist den naturnahen Fließ-

gewässern und ihre Auen sowie den struktur-

armen Grünlandkomplexen zugeordnet. Die 

Landschaftsbildeinheit ist von mittlerer Bedeu-

tung.  

 

Karte III: Boden  

Im Bereich des Vorhabengebietes sind punk-

tuell Bodendenkmäler dargestellt. 

 

Karte IV: Wasser- und Stoffretention  

Für den Bereich des Vorhabengebietes wer-

den im LRP Bereiche mit hoher Grundwasser-

neubildung (>300mm/a) und hoher Nitrataus-

waschungsgefährdung (Problemschwerpunkt) 

dargestellt.  

 

Karte V: Zielkonzept  

Im LRP wird als Ziel, die umweltverträgliche 

Nutzung aufgeführt. Das Vorhabengebiet wird 

keiner weiteren Zielkategorie zugeordnet. 

 

Karte VI: Schutz, Pflege und Entwicklung be-

stimmter Teile von Natur und Landschaft  

Im Vorhabengebiet sind nach dem LRP keine 

Schutzgebiete und -objekte dargestellt. 

 

Die genannten Ziele stehen dem geplanten 

Vorhaben grundsätzlich nicht entgegen. 

 X 

1.3  die Bedeutung des Bebauungs-
plans für die Einbeziehung um-
weltbezogener, einschließlich ge-
sundheitsbezogener Erwägungen, 
insbesondere auf die Förderung 
der nachhaltigen Entwicklung 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-

planes ist es vorgesehen etwa 14 Bauplätze 

für den Einfamilienhausbau mit unterschiedli-

chen Grundstücksgrößen zu schaffen sowie 

größere Grundstücke zu entwickeln, um Ge-

bäude mit mehreren Wohneinheiten realisie-

ren zu können. 

Es erfolgt eine bedarfsgerechte Baulandaus-

weisung, bei der eine Zersiedelung der Land-

schaft durch ein Nachverdichtungspotential 

vermieden wird. 

 X 

 

1.4  Die für den Bebauungsplan rele-
vanten umweltbezogenen, ein-
schließlich gesundheitsbezogener 
Probleme 

Durch den B-Plan Nr. 9 sind voraussichtlich 

keine weiteren zusätzlichen umwelt- oder ge-

sundheitsbezogenen Probleme zu erwarten. 

 X 
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1.5  die Bedeutung des Bebauungs-
plans für die Durchführung natio-
naler und europäischer Umwelt-
vorschriften 
  

Es sind keine Anhaltspunkte zu erkennen, aus 
denen eine Bedeutung der Planaufstellung für 
die Durchführung nationaler und europäischer 
Umweltvorschriften abzuleiten wäre. 

 X 

2.  Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen 

Gebiete, insbesondere in Bezug auf  

  

    

2.1  die Wahrscheinlichkeit, Dauer, 
Häufigkeit und Umkehrbarkeit der 
Auswirkungen  

Im Rahmen des geplanten Vorhabens wird es 

zu einer dauerhaften Versiegelung des Bo-

dens kommen. Es wird jedoch ein Standort 

überplant, welcher bisher intensiv landwirt-

schaftlich genutzt wird. Demnach ist der Bo-

den als anthropogen überformt zu bezeichnen. 

 

 X 

2.2  den kumulativen und grenzüber-
schreitenden Charakter der Aus-
wirkungen 

Ein kumulativer und grenzüberschreitender 

Charakter der Auswirkungen ist nicht gege-

ben. Mit der Planung wird eine Ackerfläche 

überplant und ein Allgemeines Wohngebiet 

ausgewiesen.  

 X 

2.3  die Risiken für die Umwelt, ein-
schließlich der menschlichen Ge-
sundheit (zum Beispiel bei Unfäl-
len) 

Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastro-
phen sowie Risiken für die menschliche Ge-
sundheit sind nicht zu erwarten. Es werden 
keine umweltgefährdenden Stoffe und Tech-
nologien verwendet. Bei den geplanten Bau-
maßnahmen handelt es sich um gängige Bau-
verfahren, bei denen die erforderlichen Erd-
bau- und Hochbauaktivitäten dem Stand der 
Technik entsprechend durchgeführt werden. 

  X 

2.4  den Umfang und die räumliche 
Ausdehnung der Auswirkungen  

Auswirkungen der Planung bleiben weitge-

hend auf das Vorhabengebiet beschränkt. 

Über das Vorhabengebiet hinausgehende Wir-

kungen sind bezüglich des Landschaftsbildes 

in geringem Umfang gegeben. Diese Auswir-

kungen können jedoch mit den Anpflanzungen 

im Vorhabengebiet deutlich minimiert werden. 

 X 

2.5  Die Bedeutung und die Sensibilität 

des voraussichtlich betroffenen 

Gebiets auf Grund der besonde-

ren natürlichen Merkmale, des kul-

turellen Erbes, der Intensität der 

Bodennutzung des Gebiets jeweils 

unter Berücksichtigung der Über-

schreitung von Umweltqualitäts-

normen und Grenzwerten 

Eine Überschreitung von Umweltqualitätsnor-
men und/oder von Grenzwerten ist durch die 
Planaufstellung nicht zu erwarten. 

 X 

Kulturgüter sind vom Vorhaben nicht betrof-

fen. 

 X 

Im Rahmen des geplanten Vorhabens wird es 

zu einer Bodenversiegelung kommen. Die üb-

rigen Flächen werden als Grün- bzw. Garten-

flächen gestaltet. Aufgrund der intensiven 

landwirtschaftlichen Nutzung dürften die Bö-

den jedoch gegenüber ihrer ursprünglichen Ei-

genschaft verändert sein. 

 X 

2.6  folgende Gebiete:      

2.6.1  Natura 2000-Gebiete nach § 7 

Absatz 1 Nummer 8 des 

BNatSchG 

Natura 2000-Gebiete sind im Umfeld des Vor-
habens nicht vorhanden und somit auch nicht 

betroffen. 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet ist das FFH-

Gebiet Nr. 254 „Wolfsgrund“, in ca. 2,0 km Ent-

fernung. 

 X 
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2.6.2  Naturschutzgebiete gemäß § 23 

des BNatSchG, soweit nicht be-

reits von Nummer 2.6.1 erfasst 

Naturschutzgebiete sind im Umfeld des Vorha-
bens nicht vorhanden und somit auch nicht be-
troffen. 
Das nächstgelegene Naturschutzgebiet (NSG) 
befindet sich im FFH-Gebiet Nr. 254 und bein-
haltet das NSG Nr. 13 „Wolfsgrund“. 

 X 

2.6.3  Nationalparke gemäß § 24 des 
BNatSchG, soweit nicht bereits 
von Nummer 2.6.1 erfasst 

Nationalparke sind im Landkreis Rotenburg 

(Wümme) nicht vorhanden. 
 X 

2.6.4  Biosphärenreservate und Land-
schaftsschutzgebiete gemäß der 
§§ 25 und 26 des BNatSchG  

Biosphärenreservate sind im Landkreis Roten-

burg (Wümme) nicht vorhanden. 

Landschaftsschutzgebiete sind im Umfeld des 
Vorhabens nicht vorhanden und somit auch 
nicht betroffen. 
Das nächstgelegene LSG ist das LSG Nr. 10 

„Eversener See“, in ca. 3,0 km Entfernung. 

 X 

2.6.5  gesetzlich geschützte Biotope 
gemäß § 30 des BNatSchG 

Gesetzlich geschützte Biotope sind im Umfeld 

des Vorhabens nicht vorhanden und somit 

auch nicht betroffen. 

Das nächstgelegene gesetzlich geschützte Bi-
otop befindet sich ca. 700 m entfernt zum Vor-
habengebiet. 

 X 

2.6.6  Wasserschutzgebiete gemäß § 
51 des Wasserhaushaltsgeset-
zes, Heilquellenschutzgebiete 
gemäß § 53 Absatz 4 des Was-
serhaushaltsgesetzes sowie 
Überschwemmungsgebiete gem. 
§ 76 des Wasserhaushaltsgeset-
zes 

Das Vorhabengebiet befindet sich im Wasser-
schutzgebiet „Rotenburg Süd“, in der Schutz-

zone IIIB. Auswirkungen auf die Planungen er-

geben sich daraus nicht. 

Weitere Schutzgebiete sind im Umfeld des 

Vorhabens nicht vorhanden und somit auch 

nicht betroffen. 

 X 

2.6.7  Gebiete, in denen die in Rechts-
akten der Europäischen Union 
festgelegten Umweltqualitätsnor-
men bereits überschritten sind 

Sind im Landkreis Rotenburg (Wümme) nicht 

vorhanden. 
 X 

2.6.8  Gebiete mit hoher Bevölkerungs-
dichte, insbesondere Zentrale 
Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 
Nummer 2 des Raumordnungs-
gesetzes 

Sind im Landkreis Rotenburg (Wümme) nicht 

vorhanden. 
 X 

2.6.9  in amtlichen Listen oder Karten 
verzeichnete Denkmäler, Denk-
malensembles, Bodendenkmäler 
oder Gebiete, die von der durch 
die Länder bestimmten Denkmal-
schutzbehörde als archäologisch 
bedeutende Landschaften einge-
stuft worden sind. 
  

In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete 

Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenk-

mäler oder Gebiete, die von der durch die Län-

der bestimmten Denkmalschutzbehörde als 

archäologisch bedeutende Landschaften ein-

gestuft worden sind, liegen nicht im Vorhaben-

gebiet. 

 X 
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5. weitere Kriterien nach § 215a Abs. 3 BauGB: Landschaftsbild und Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

 

 
Nr.   Prüfungskriterien gemäß  

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a 

BauGB i. V. m. § 1a Abs. 3 

BauGB 

  

Erläuterung  

 

1.  Auswirkungen des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf  

 

Ja   Nein  

1.1  Tiere Die Ackerfläche im Vorhabengebiet ist als Le-

bensraum für Arten und Lebensgemeinschaf-

ten von geringer Bedeutung. Eine Eignung 

der landwirtschaftlichen Flächen für Offen-

landarten ist aufgrund der Lage im Ort mit 

umgebenen Gehölzbestand sowie der intensi-

ven landwirtschaftlichen Nutzung deutlich ein-

geschränkt. Lediglich die umgebenen Ge-

hölze beinhalten einen potenziellen Lebens-

raum für Gehölzbrüter und Fledermäuse. 

Diese bleiben allerdings von der Planung un-

berührt. 

   

 

 

 

X 

1.2  Pflanzen  Das Vorhabengebiet beinhaltet ausschließlich 

eine Ackerfläche. Diese ist von sehr geringer 

Bedeutung für Arten und Lebensgemein-

schaften.  

  

X 

1.3  Fläche  Mit der Ausweisung von Wohnbauflächen wer-
den dauerhafte Versiegelungen im Vorhaben-
gebiet zugelassen. Es wird jedoch ein Stand-
ort überplant, welcher sich zentral im Ortskern 
von Westerwalsede befindet. Durch die bauli-
che Vorbelastung und Gebietsgröße, ist die 
Flächeninanspruchnahme als vertretbar anzu-
sehen. Mit dem Vorhaben wird man dem § 1 a 
BauGB gerecht, indem mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen wird so-
wie Bodenversiegelungen auf das notwendige 
Maß begrenzt werden sollen. 

 X 

1.4  Boden 
  

Nach der Bodenkarte von Niedersachsen (BK 
50, 1: 50.000) beinhaltet das Vorhabengebiet 
ausschließlich den Bodentyp Podsol. Dement-
sprechend wird mit dem geplanten Vorhaben 
kein schutzwürdiger Boden in Anspruch ge-
nommen. 

 X 

1.5  Wasser 
  

Derzeit kann das anfallende Niederschlags-
wasser ungehindert auf dem Acker versickern. 
Das anfallende Niederschlagswasser kann 
gem. Baugrunduntersuchung auch weiterhin 
auf den Baugrundstücken versickert werden. 
Demzufolge steht das Niederschlagswasser 
der Grundwasserneubildung weiterhin zur 
Verfügung. 

 X 
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2.1  Luft Die um den Ort liegenden großräumigen land-

wirtschaftlichen Flächen und Wäldern dienen 

auch weiterhin einem guten Luftaustausch. 

Positive Auswirkungen sind auch von den an-

zupflanzenden Bäumen und Sträuchern im 

Vorhabengebiet zukünftig zu erwarten. 

 X 

2.2  Klima 

  

Mit Bebauung und Versiegelung von unbe-
bauten Flächen können sich Auswirkungen 
auf das Mikroklima durch Speicherung und 
Abstrahlung von Sonnenwärme ergeben, 
diese kleinklimatischen Veränderungen fallen 
jedoch unter die Erheblichkeitsschwelle. Posi-
tive Auswirkungen sind von den anzupflan-
zenden Bäumen und Sträuchern im Vorha-
bengebiet zukünftig zu erwarten. 

 X 

Wesentliche Erhöhungen der Fahrverkehre 

und damit verbundenen Immissionsbelastun-

gen (z.B. Abgase) sind nicht zu erwarten. 

 X 

2.3  Landschaftsbild  Das Vorhabengebiet beinhaltet eine innerörtli-

che Ackerfläche, welche im Ortskern von Wes-

terwalsede liegt und von Bebauungen und 

Wald umgeben ist. Zur Durchgrünung des Ge-
bietes soll neben den zukünftigen Hausgärten 

auch Anpflanzungen vorgesehen. Die umlie-

genden, zur Durchgrünung beitragenden Ge-

hölze sowie der nördlich angrenzende Wald 

bleiben vom Vorhaben unberührt und gliedern 

den Raum auch zukünftig.  

 X 

2.4 Biologische Vielfalt Das Vorhabengebiet wird intensiv landwirt-
schaftlich genutzt. Aufgrund der Nutzungsin-
tensität ist die biologische Vielfalt bisher sehr 
eingeschränkt. Neben den versiegelten Flä-
chen werden zukünftig auch Grün- bzw. Gar-
tenflächen vorhanden sein, welche sich positiv 
auf die biologische Vielfalt auswirken können.  

 X 

2.5 Kulturgüter- und sonstige Sachgü-
ter 

Innerhalb des Vorhabengebietes sind keine 
Kultur- und Sachgüter vorhanden. Nach dem 
Denkmalatlas Nds. ist sich im nördlich gelege-
nen Wald ein Grabhügel vorhanden. 

 X 

2.6  Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern 

Wechselwirkungen, die zu erheblichen Um-
weltauswirkungen führen könnten, sind bei 
Einhaltung der planungsrechtlichen Festset-
zungen, der einschlägigen gesetzlichen Vor-
gaben und technischen Normen nicht zu er-
warten. 

 X 
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6. Zusammenfassende Beurteilung  

 

Unter Berücksichtigung der Kriterien gemäß Anlage 2 BauGB wurden die Merkmale 

des Bebauungsplanes überprüft und hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Belange 

der Umwelt beurteilt.  

 

Im Hinblick auf die geprüften Schutzgüter sind auf Grund der geringen Vorhabenge-

bietsgröße sowie bereits bestehenden Vorbelastungen durch die umliegenden bzw. 

vorhandenen Bebauungen und der intensiven Nutzung keine erheblichen negativen 

Umweltauswirkungen zu erwarten.  

 

Die überschlägige Prüfung (Vorprüfung des Einzelfalls) kommt auf Grund der oben 

genannten Gründe zur Einschätzung, dass der Bebauungsplan Nr. 9 der Gemeinde 

Westerwalsede „Vor dem Hansmoor“ voraussichtlich zu keinen erheblichen Umwelt-

auswirkungen führt, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der weiteren Abwägung zu 

berücksichtigen sind oder die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes entsprechend § 1a Abs. 3 

BauGB auszugleichen wären. 
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